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Editorial 
Sehr geehrte Damen und Herren,  

diese Ausgabe des Newsletters 

RECHNUNGSLEGUNG & PRÜFUNG stellt 

eingangs neugefasste oder geänderte 

fachliche Positionierungen des Instituts 

der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. 

(IDW) zur nationalen Rechnungslegung 

dar. Der Hauptfachausschuss des IDW 

(HFA) hat u.a. IDW RS HFA 44 bezüglich 

des Umfangs der in einen 

handelsrechtlichen Konzernabschluss 

einzubeziehenden Zahlen bei 

unterjährigem Erwerb eines 

Tochterunternehmens sowie bei erst-

maliger Aufstellung des Konzernab-

schlusses geändert. Der Newsletter stellt 

überdies ausgewählte praxisrelevante 

Themen aus der Sitzungsberichterstat-

tung des HFA dar. In dieser Ausgabe zu 

ausgewählten handelsbilanziellen Fragen 

anlässlich der Entgeltberichterstattung.  

Ferner wird DRS 25 zur Währungsumrech-

nung thematisiert und auf neue Entwürfe 

„Assoziierte Unternehmen“ und „Anteil-

mäßige Konsolidierung“ hingewiesen. 

Der Newsletter informiert Sie außerdem 

über wichtige Entwicklungen in der inter-

nationalen Rechnungslegung. So werden 

die DPR Prüfungsschwerpunkte 2018 erör-

tert sowie die möglichen Auswirkungen 

der US-Steuerreform auf Abschlüsse nach 

IFRS dargestellt. 

Ein weiteres Anliegen besteht darin, Sie 

über die aktuellsten Entwicklungen zu 

den neuen Bestätigungsvermerken zu in-

formieren (PS 400-er Reihe). Ferner wer-

den neue Anforderung an die gesetz-

lichen Vertreter bei der Aufstellung eines 

Abschlusses (IDW EPS 270 n.F.) sowie IDW 

PS 981 zur Prüfung von Risiko-Manage-

mentsystemen unter Berücksichtigung 

der Überwachungsgebiete des Prüfungs-

ausschusses bzw. des Aufsichtsrates 

dargestellt. 

Wir wünschen Ihnen viel Spaß mit der 

Lektüre und verbleiben mit freundlichen 

Grüßen. 

Ihre BDO 
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Hinweis an den Leser 

Die aktuelle Information „Rechnungslegung & Prüfung“ sowie zahlreiche weitere BDO Publikationen stehen 

für Sie auch im Internet bereit unter www.bdo.de. 

Die Autoren haben diese Informationen mit größter Sorgfalt zusammengestellt. Wir bitten aber um Ver-

ständnis dafür, dass die BDO für gleichwohl enthaltene etwaige Informationsfehler keine Haftung über-

nimmt. Bitte beachten Sie, dass es sich bei der aktuellen Information nur um allgemeine Hinweise handeln 

kann, die die Prüfung und erforderliche individuelle Beratung eines konkret zu beurteilenden Sachverhalts 

nicht zu ersetzen vermögen. 

Für Rückfragen und Ihre persönliche Beratung stehen wir Ihnen jederzeit gerne zu Verfügung. 
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HANDELSRECHTLICHE RECHNUNGSLEGUNG 

IDW Stellungnahme zur Rechnungslegung: Handelsrechtliche Rechnungslegung bei Personenhandelsgesell-

schaften (IDW RS HFA 7 n.F.) neu gefasst 

Nico Denner 

nico.denner@bdo.de 

 

WP StB Dr. Niels Henckel  

niels.henckel@bdo.de 

 

 

Am 30. November 2017 hat der Hauptfachaus-

schuss des Instituts der Wirtschaftsprüfer in 

Deutschland e.V. (HFA) in seiner 250. Sitzung 

eine neue Fassung seiner Stellungnahme zur 

Rechnungslegung „Handelsrechtliche Rechnungs-

legung bei Personenhandelsgesellschaften (IDW 

RS HFA 7 n.F.)“ verabschiedet und in IDW Life 

2018, S. 258 ff. abgedruckt. Diese IDW Stellung-

nahme ersetzt IDW RS HFA 7 i.d.F. vom 6. Feb-

ruar 2012 und gilt für die Aufstellung von Ab-

schlüssen für Zeiträume, die nach dem 

31.12.2018 beginnen. Eine frühere Anwendung 

ist – nach Maßgabe des IDW RS HFA 7 n.F., Fuß-

note 2 - zulässig. 

Gegenüber dem Entwurf der Neufassung (IDW 

ERS HFA 7 n.F.), den der HFA am 17. Januar 2017 

verabschiedet hat und deren wichtigste Änderun-

gen wir in der Ausgabe 2/2017, S. 7, des 

Newsletters RECHNUNGLEGUNG & PRÜFUNG dar-

gestellt haben, ergaben sich folgende Änderun-

gen: 

- Die bedeutsamste Änderung des IDW RS HFA 7 

n.F. gegenüber der Altfassung betrifft bekannt-

lich die bilanzielle Behandlung von aus dem 

Vermögen der Personenhandelsgesellschaft ge-

leisteten Abfindungen an ausscheidende Gesell-

schafter. Dabei ist – wie aus der endgültigen 

Fassung im Vergleich zur Entwurfsfassung noch 

klarer hervorgeht - eine Differenz zwischen 

dem für den Anteil gezahlten Abfindungsbetrag 

und dem Buchwert des Kapitalanteils des aus-

scheidenden Gesellschafters im Zeitpunkt des 

Ausscheidens erfolgsneutral zu behandeln.1 Um 

dies zu erreichen, soll der übersteigende Be-

trag, wenn die Abfindung den Buchwert der Ka-

pitalanteile der ausscheidenden Gesellschafter 

übersteigt, künftig - wie bereits in der Ent-

wurfsfassung vorgesehen - vorzugsweise mit 

den Kapitalanteilen der verbleibenden Gesell-

schafter (bzw. mit ggf. bestehenden Rücklagen) 

verrechnet werden. In diesem Kontext wurde 

nun auch der Fall explizit geregelt, in dem 

durch die Verrechnung die Kapitalanteile von 

                                                 
1 IDW RS HFA 7 n.F., Tz. 58a. 

verbleibenden Kommanditisten unter den auf 

die bedungene Einlage geleisteten Betrag her-

abgemindert wird: In diesem Fall ist vorbehalt-

lich einer abweichenden Bestimmung im Gesell-

schaftsvertrag oder eines abweichenden 

Gesellschafterbeschlusses davon auszugehen, 

dass eine Gewinnentnahme erst dann erfolgen 

darf, wenn die Kapitalanteile der betreffenden 

Kommanditisten den Betrag der bedungenen 

Einlage wieder erreichen. 

- Weiterhin zulässig bleibt es einstweilen, in 

Höhe des positiven Differenzbetrags auf den 

ausscheidenden Gesellschafter entfallende und 

durch die Abfindung vergütete stille Reserven 

einschließlich eines Geschäfts- oder Firmen-

werts anteilig zu aktivieren. Diese Vorgehens-

weise entspricht der bereits bisher in IDW RS 

HFA 7 i.d.F. 2012 vertretenen Auffassung. So-

fern IDW RS HFA 7 zukünftig erneut geändert 

werden muss, wird wohlmöglich erneut disku-

tiert werden, diese sog. Aufstockungslösung ab-

zuschaffen, wozu sich der HFA in seiner 250. 

Sitzung noch nicht entschlossen hat.  

Weitere Änderungen gegenüber der Altfassung 

beruhen auf gesetzlichen Änderungen im Zuge 

des BilRUG, namentlich Erleichterungen nach 

§ 264b HGB, und dem Gesetz zur Umsetzung der 

Wohnimmobilienkreditrichtlinie (Wiederaufleben 

der Kommanditistenhaftung i.Z.m. der Neurege-

lung zur Abzinsung von Pensionsrückstellungen). 

In der Neufassung wird zu letzterem Aspekt klar-

gestellt, dass der Unterschiedsbetrag i.S.d. § 253 

Abs. 6 Satz 1 HGB gem. § 253 Abs. 6 Satz 3 HGB 

auch von Personengesellschaften im Anhang oder 

unter der Bilanz anzugeben ist – also anders als 

die Anhangangaben nach § 285 Nr. 28 HGB (aus-

schüttungsgesperrte Beträge).  

 

Zurück zum Inhaltsverzeichnis 
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Punktuelle Änderungen von IDW RS HFA 11 und IDW RS HFA 31 zur Angleichung der Verlautbarungen an 

DRS 24: Immaterielle Vermögensgegenstände im Konzernabschluss 

M. Sc. Sergej Saikin 

sergej.saikin@bdo.de 

 

 

Der Hauptfachausschuss des Instituts der Wirt-

schaftsprüfer in Deutschland e.V. (HFA) hat am 

18. Dezember 2017 die Stellungnahmen IDW RS 

HFA 11 n.F. „Bilanzierung entgeltlich erworbener 

Software beim Anwender“2 und IDW RS HFA 31 

n.F. „Aktivierung von Herstellungskosten“3 mit 

dem Ziel verabschiedet, einzelne Auslegungen 

der gesetzlichen Vorschriften an Deutschen Rech-

nungslegungs Standard Nr. 24 (DRS 24) anzuglei-

chen. Gegenüber den Entwürfen der Neufassun-

gen aus dem Oktober 2017 erfolgten keine 

inhaltlichen Änderungen mehr. Im Wesentlichen 

sind die folgenden Änderungen von Bedeutung: 

 Modifikationsaufwendungen nach IDW RS HFA 

11 n.F. 

Modifikationsaufwendungen sind Aufwendungen, 

die für Maßnahmen zur Erweiterung oder zur 

über den ursprünglichen Zustand hinausgehenden 

wesentlichen Verbesserung von Software anfal-

len. Bisher war die Behandlung solcher Aufwen-

dungen davon abhängig, wer das Risiko des Er-

folgs einer Modifikation trägt. Wenn ein 

Anschaffungsvorgang vorlag, bei dem ein Dritter 

das Herstellungsrisiko trägt, waren die Modifika-

tionsaufwendungen bisher zu aktivieren. Im Falle 

einer Herstellung durch den Bilanzierenden, 

wodurch auch diesem das Risiko zuzurechnen ist, 

unterlagen diese Aufwendungen als nachträgliche 

Herstellungskosten dem Aktivierungswahlrecht 

nach § 248 Abs. 2 Satz 1 HGB. 

Von dieser Auslegung rückt der HFA nunmehr ab. 

Bei der bilanziellen Behandlung von Modifikati-

onsaufwendungen sind nun in Anlehnung an DRS 

24.31 ff. grundsätzlich drei Fälle zu unterschei-

den (IDW RS HFA 11 n.F., Tz. 16). Unabhängig 

davon, ob das wirtschaftliche Risiko einer erfolg-

reichen Modifikation beim Softwareanwender  

oder einem Dritten liegt, bestimmt sich die bi-

lanzielle Behandlung der Aufwendungen für die 

Modifikation entsprechend dem Grundsatz der 

Ansatzstetigkeit (§ 246 Abs. 3 Satz 1 HGB) nach 

der Behandlung der Aufwendungen für die Erlan-

gung der ursprünglichen, der Modifikation unter-

liegenden Software:  

- Aufwendungen für die Modifikation von Soft-

ware, die zu einem früheren Zeitpunkt ange-

schafft und damit pflichtgemäß aktiviert 

wurde, erhöhen mithin nachträglich den Rest-

                                                 
2 Veröffentlicht in IDW Life 2018, S. 268 ff. 

buchwert der modifizierten Software. Die akti-

vierten Aufwendungen für die Modifikation der 

Software unterliegen nicht der Ausschüttungs-

sperre nach § 268 Abs. 8 Satz 1 HGB.  

- Wurden die Aufwendungen für die Herstellung 

(Eigenherstellung) der ursprünglichen, nunmehr 

der Modifikation unterliegenden Software nach 

§ 246 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 248 Abs. 2 Satz 1 

HGB zu einem früheren Zeitpunkt aktiviert, 

müssen auch die Aufwendungen für ihre spätere 

Modifikation aktiviert werden.  

- Demgegenüber sind im Falle von Software, die 

zu einem früheren Zeitpunkt selbst geschaffen 

wurde und deren Aufwendungen für die Her-

stellung (Eigenherstellung) nicht nach § 248 

Abs. 2 Satz 1 HGB aktiviert worden sind, die 

Aufwendungen für ihre spätere Modifikation so-

fort in voller Höhe erfolgswirksam zu erfassen, 

und zwar auch dann, wenn das Risiko einer er-

folgreichen Modifikation bei einem Dritten 

liegt.  

 Aufwendungen für Vorbereitungshandlungen 

nach IDW RS HFA 31 n.F. 

Herstellungskosten, die mangels Konkretisierung 

des Vermögensgegenstands im vorangegangenen 

Geschäftsjahr aufwandswirksam erfasst wurden, 

durften nach bisheriger Auffassung des HFA aus 

Vereinfachungsgründen insoweit (nach-) aktiviert 

werden, als ansonsten eine Abschlussänderung 

nach IDW RS HFA 6 zulässig wäre (IDW RS HFA 31, 

Tz. 8 Satz 2).  

Nach DRS 24.86 indes dürfen Aufwendungen nur 

aktiviert werden, wenn sie 

- in der Berichtsperiode und seit Beginn der Ent-

wicklungsphase angefallen sind, und 

- noch nicht in einem Abschluss als Aufwand er-

fasst wurden. 

Nach IDW RS HFA 11 n.F. dürfen Aufwendungen 

für Vorbereitungshandlungen in Abschlüssen für 

spätere Perioden nicht (nach-)aktiviert werden, 

wenn sich der zu bewertende Vermögensgegen-

stand, für dessen Herstellung Vorbereitungshand-

lungen vorgenommen wurden, erst nach Beendi-

gung der Aufstellung des Abschlusses 

konkretisiert und deshalb vor dem Abschluss-

stichtag angefallene Aufwendungen für Vorberei-

tungshandlungen aufwandswirksam im Abschluss 

für die betreffende Periode erfasst wurden.  

  

3 Veröffentlicht in IDW Life 2018, S. 273 ff. 
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Erstmalige Anwendung 

IDW RS HFA 11 n.F. und IDW RS HFA 31 n.F. sind 

erstmals verpflichtend für Geschäftsjahre anzu-

wenden, die nach dem 31. Dezember 2017 begin-

nen. Eine frühere, dann aber vollumfängliche  

Erstanwendung ist zulässig. Diese Regelung er-

möglicht einen Gleichlauf mit DRS 24, der erst-

mals verpflichtend auf Konzernabschlüsse für 

nach dem 31. Dezember 2016 beginnende Ge-

schäftsjahre anzuwenden ist.  

Ebenfalls in Übereinstimmung mit DRS 24 sind die 

Neuregelungen ausdrücklich prospektiv anzuwen-

den:  

- Bis zum Erstanwendungszeitpunkt angeschaffte

oder selbst geschaffene Software darf daher

auch zukünftig weiter nach den Regelungen der

IDW Stellungnahme zur Rechnungslegung: Bilan-

zierung entgeltlich erworbener Software beim

Anwender (IDW RS HFA 11) i.d.F. vom 23. Juni

2010 bilanziert werden.

- Bis zum Erstanwendungszeitpunkt aktivierte

Vermögensgegenstände dürfen weiterhin nach

den Regelungen der IDW Stellungnahme zur

Rechnungslegung: Aktivierung von Herstellungs-

kosten (IDW RS HFA 31) i.d.F. vom 23. Juni

2010 bilanziert werden.

Zurück zum Inhaltsverzeichnis 

IDW RS HFA 44 geändert: Umfang der in einen handelsrechtlichen Konzernabschluss einzubeziehenden 

Zahlen bei unterjährigem Erwerb eines Tochterunternehmens sowie bei erstmaliger Aufstellung des Kon-

zernabschlusses 

WP StB Dr. Niels Henckel 

niels.henckel@bdo.de 

Überblick 

Der Hauptfachausschuss des Instituts der Wirt-

schaftsprüfer in Deutschland e.V. (HFA) hat am 

30. November 2017 punktuelle und redaktionelle

Änderungen in der IDW Stellungnahme zur Rech-

nungslegung: Vorjahreszahlen im handelsrechtli-

chen Konzernabschluss und Konzernrechnungsle-

gung bei Änderungen des Konsolidierungskreises

(IDW RS HFA 44) verabschiedet. Die geänderte

Fassung des IDW RS HFA 44 wurde als Änderungs-

fassung in IDW Life 2018, S. 276 ff. veröffent-

licht.

Die Änderungen betreffen im Wesentlichen den 

Umfang der in den Konzernabschluss einzubezie-

henden Zahlen bei unterjährig erstmalig eintre-

tender Pflicht zur Konzernrechnungslegung sowie 

bei unterjährigem Erwerb eines Tochterunter-

nehmens. Im Einzelnen geht es um die Fragen, in 

welchem Umfang Aufwendungen und Erträge, 

Ein- und Auszahlungen sowie Veränderungen des 

Eigenkapitals 

- eines (pflichtgemäß oder freiwillig zu konsoli-

dierenden) Tochterunternehmens, das unter-

jährig von einem bereits konzernrechnungsle-

gungspflichtigen Mutterunternehmen erworben

wird,

- eines bisher nicht konzernrechnungslegungs-
pflichtigen Unternehmens, das bspw. durch 

unterjährigen Erwerb der Anteile an einem 

anderen Unternehmen mit diesem ein Mutter-

Tochter-Verhältnis begründet und 

infolgedessen erstmals zur Aufstellung eines 

Konzernabschlusses verpflichtet ist,

in die Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung, die 

Konzern-Kapitalflussrechnung und den Konzern-

Eigenkapitalspiegel aufzunehmen sind.  

Grundsatz 

Gem. § 300 Abs. 2 HGB i.V.m. dem den Konzern-

rechnungslegungsvorschriften zugrunde liegen-

den Einheitsgrundsatz (§ 297 Abs. 3 Satz 1 HGB) 

sind u.a. die Erträge und Aufwendungen der in 

den Konzernabschluss einbezogenen Unterneh-

men vollständig in die Konzern-Gewinn- und Ver-

lustrechnung aufzunehmen. Daraus ergibt sich 

ein Vollständigkeitsgebot für die während der 

Konzernzugehörigkeit entstandenen Aufwendun-

gen und Erträge als auch ein Aufnahmeverbot für 

die Aufwendungen und Erträge, die vor (oder 

nach) der Konzernzugehörigkeit entstanden sind 

(IDW RS HFA 44, Tz. 20). Sachgerechter Weise 

gilt dieser Grundsatz ebenso für Ein- und Auszah-

lungen und die Konzern-Kapitalflussrechnung so-

wie für Veränderungen des Eigenkapitals und den 

Konzern-Eigenkapitalspiegel. 
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Unterjähriger Erwerb eines Tochterunterneh-

mens 

Für den Sachverhalt (mindestens) eines bereits 

bestehenden Mutter-Tochterverhältnisses und 

des Erwerbs eines weiteren Tochterunterneh-

mens ist nach vorgenannten Grundsätzen eine 

Konsolidierung des Tochterunternehmens auf Ba-

sis der Daten im Erstkonsolidierungszeitpunkt 

vorzunehmen. Das bedeutet, dass die Aufwen-

dungen und Erträge des neu erworbenen Toch-

terunternehmens gem. IDW RS HFA 44, Tz. 21 nur 

insoweit in die Konzern-Gewinn- und Verlustrech-

nung aufzunehmen sind und aufgenommen wer-

den dürfen, als sie auf die Zeit der Konzernzuge-

hörigkeit (= ab dem Zeitpunkt der Entstehung 

dieses Mutter-Tochter-Verhältnisses) entfallen.4 

Materiell entspricht dies DRS 23.10. Sachgerech-

ter Weise kann für andere Stromgrößen nichts 

anderes gelten. IDW RS HFA 44, Tz. 8, deren 

Wortlaut bisher nicht erkennen ließ, dass nur die 

soeben beschriebene Sachverhaltskonstellation 

abgedeckt sein soll, stellt daher in der geänder-

ten Fassung klar: „Ausgangspunkt für die Kapital-

flussrechnung und den Eigenkapitalspiegel sind in 

den Fällen, in denen bereits mindestens ein zur 

Konzernrechnungslegungspflicht führendes Mut-

ter-Tochter-Verhältnis besteht und nunmehr 

während des Konzern-Geschäftsjahrs ein weite-

res (pflichtgemäß oder freiwillig konsolidiertes) 

Tochterunternehmen hinzuerworben wird, die 

Zahlen im Zeitpunkt von dessen Erstkonsoli-

dierung“. 

Unterjähriger Eintritt der Verpflichtung zur 

Konzernrechnungslegung 

Davon unterscheidet sich die Vorgehensweise an-

lässlich der erstmaligen Aufstellung eines Kon-

zernabschlusses auf der Betrachtungsebene des 

Mutterunternehmens. In diesem Fall nämlich sind 

sämtliche Aufwendungen und Erträge, Ein- und 

Auszahlungen sowie Veränderungen des Eigenka-

pitals des Mutterunternehmens für das gesamte 

erste (Konzern-)Geschäftsjahr, also auch soweit 

sie auf den Zeitraum vor Entstehung des ersten 

Mutter-Tochter-Verhältnisses entfallen, in der 

ersten Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung, 

der ersten Konzern-Kapitalflussrechnung bzw. 

dem ersten Konzern-Eigenkapitalspiegel zu erfas-

sen.5 Hintergrund ist, dass die Daten der Toch-

terunternehmen nach der Einheitstheorie6 mit 

dem Jahresabschluss des Mutterunternehmens 

4 Siehe ebenso Hoffmann/Lüdenbach, NWB Komm. Bilanzie-
rung, 9. Aufl., § 300 Rz. 14; Beck Bil-Komm., 11. Aufl., § 300 
Anm. 44. 
5 Vgl. Beck Bil-Komm., 11. Aufl., § 300 Anm. 44. 
6 Vgl. Hoffmann/Lüdenbach, NWB Komm. Bilanzierung, 9. 
Aufl., § 297 Rz. 116 ff.; Beck Bil-Komm., 11. Aufl., § 297 
Anm. 190. 

zusammenzufassen sind. Während die Konzernbi-

lanz als Zeitpunktrechnung auf einen Konzernab-

schlussstichtag aufzustellen ist, der dem Ende 

des Geschäftsjahrs entspricht, erstrecken sich 

die Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung, die 

Kapitalflussrechnung sowie der Konzern-Eigenka-

pitalspiegel als Zeitraumrechnung über ein Ge-

schäftsjahr. Dauer und Lage des Konzernge-

schäftsjahres entsprechen gem. § 299 Abs. 1 HGB 

denen des Geschäftsjahrs des Mutterunterneh-

mens, und durch die Entstehung des ersten Mut-

ter-Tochter-Verhältnisses entsteht kein Rumpfge-

schäftsjahr.7 Vorstehendes ist dann relevant, 

wenn das erste Mutter-Tochter-Verhältnis zu ei-

nem konsolidierungspflichtigen oder freiwillig 

konsolidierten Tochterunternehmen unterjährig 

entsteht. IDW RS HFA 44, Tz. 8 stellt nunmehr 

explizit klar, dass die genannten Stromgrößen 

des Mutterunternehmens nicht erst ab dem Zeit-

punkt, zu dem erstmals ein Mutter-/Tochterver-

hältnis begründet wird, zu erfassen sind: „Sofern 

erstmalig ein Konzernabschluss aufgestellt wird, 

sind entsprechend der Einheitstheorie die Er-

träge und Aufwendungen (ebenso wie die Ein- 

und Auszahlungen sowie die Veränderungen des 

Eigenkapitals) des Mutterunternehmens für das 

gesamte (erste) (Konzern-)Geschäftsjahr im Kon-

zernabschluss zu erfassen, da der Jahresab-

schluss des Tochterunternehmens in den Jahres-

abschluss des Mutterunternehmens einbezogen 

wird.“ Die bisherige Formulierung in IDW RS HFA 

44, Tz. 8 sollte dies bereits zum Ausdruck brin-

gen, konnte allerdings missverstanden werden. 

Angesichts des Wortlauts des insoweit nicht aus-

sagekräftigen § 300 Abs. 2 HGB und der Tatsa-

che, dass § 297 Abs. 3 Satz 1 HGB zwar den Ein-

heitsgrundsatz, nicht aber die Einheitstheorie 

kodifiziert,8 wurde bisher auch vertreten, ledig-

lich ab dem Zeitpunkt der Entstehung des Mut-

ter-Tochter-Verhältnisses, also während der Kon-

zernzugehörigkeit, entstandenen Stromgrößen 

des Mutterunternehmens im ersten Konzernab-

schluss zu berücksichtigen. Hintergrund ist, dass 

ein Konzern als Berichtssubjekt zuvor noch nicht 

bestanden hat.  

Mit der Veröffentlichung des Entwurfs des geän-

derten IDW RS HFA 44 erscheint es indes empfeh-

lenswert, zukünftig der nunmehr klargestellten 

Auffassung des HFA zu folgen. 

7 Vgl. Beck Bil-Komm., 11. Aufl., § 299 Anm. 4. Siehe ähnlich 
IDW RH HFA 1.019, Tz. 2. 
8 Vgl. Hoffmann/Lüdenbach, NWB Komm. Bilanzierung, 9. 
Aufl., § 297 Rz. 118 f.; ADS, 6. Aufl., Vorbemerkungen zu 
§ 290 ff. HGB Tz. 29.



RECHNUNGSLEGUNG & PRÜFUNG 1/2018 7 

 Weitere Änderungen 

In IDW RS HFA 44, Tz. 11 zur Frage der Wesent-

lichkeit von Änderungen des Konsolidierungskrei-

ses hat der HFA eine redaktionelle Änderung 

(Konjunktiv statt Indikativ) vorgenommen, der 

keine materielle Bedeutung beizumessen ist. Au-

ßerdem wurde IDW RS HFA 44, Tz. 13, der sich 

inhaltlich mit der Herstellung der Vergleichbar-

keit mit Vorjahresvergleichsangaben durch Anga-

ben im Konzernanhang bezieht, an das HGB i.d.F. 

des BilRUG angepasst, indem das „außerordentli-

che Ergebnis“ aus der Aufzählung der potenziell 

erläuterungsbedürftigen Posten gestrichen 

wurde. 

 Fazit 

Für Wirtschaftsprüfer und Berater sollte die Än-

derung des IDW RS HFA 44 Anlass sein, Mandan-

ten insb. im Falle einer geplanten bzw. bevorste-

henden Verpflichtung zur erstmaligen Aufstellung 

eines Konzernabschlusses auf die beschriebene 

Auslegung des Berufsstands und die damit ver-

bundenen Konsequenzen hinzuweisen. 

Zurück zum Inhaltsverzeichnis

 

 

HFA: (Konzern-) Anhangangaben zu mit dem beizulegenden Zeitwert bewerteten Finanzinstrumenten (§§ 285 

Nr. 20, 314 Abs. 1 Nr. 12 HGB i.d.F. des CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetzes) 

Beatrice Bauer 

beatrice.bauer@bdo.de 

 

 

WP StB Dr. Niels Henckel  

niels.henckel@bdo.de 

 

 

Für nach dem 31. Dezember 2016 beginnende 

Geschäftsjahre sind gem. §§ 285 Nr. 20, 314 

Abs. 1 Nr. 12 HGB i.d.F. des CSR-Richtlinie-Um-

setzungsgesetzes (CSR-RL-UG) im handelsrechtli-

chen (Konzern-)Anhang für Finanzinstrumente, 

die mit dem beizulegenden Zeitwert bewertet 

sind, folgende Angaben geboten: 

- Annahmen, die der Bestimmung des beizulegen-

den Zeitwerts zugrunde liegen 

- Art und Umfang jeder Kategorie von Finanzin-

strumenten  

- wesentliche Bedingungen, die die Höhe, den 

Zeitpunkt und die Sicherheit der künftigen aus 

den derivativen Finanzinstrumenten resultie-

renden Zahlungsströme beeinflussen können. 

Nach der bis zur Umsetzung der CSR-Richtlinie in 

deutsches Recht geltenden Fassung der genann-

ten Paragrafen waren diese Angaben lediglich für 

Finanzinstrumente zu machen, die gem. § 340e 

Abs. 3 Satz 1 HGB mit dem beizulegenden Zeit-

wert bewertet sind. Die bisherige gesetzliche Re-

gelung betraf also nur Finanzinstrumente des 

Handelsbestands von Kredit- und Finanzdienst-

leistungsinstituten. Der Begründung zum Regie-

rungsentwurf des CSR-RL-UG zufolge soll diese 

                                                 
9 Siehe IDW Life 2018, S. 312 f.; die Sitzungsberichterstattung 
ist im Mitgliederbereich der Website www.idw.de abrufbar. 

Ausweitung des Anwendungsbereiches der enge-

ren Anlehnung der deutschen Vorschriften an 

Art. 16 Abs. 1 Buchst. c der EU-Bilanzrichtlinie 

dienen.  

Fraglich ist jedoch, wie die in der neuen gesetzli-

chen Formulierung verwendete Tatbestandsvo-

raussetzung „mit dem beizulegenden Zeitwert 

bewertet“ auszulegen ist. Davon hängt ab,  

- ob zu originären Finanzinstrumenten wie Fi-

nanzanlagen, Forderungen und Verbindlichkei-

ten Angaben nach §§ 285 Nr. 20, 314 Abs. 1 

Nr. 12 HGB i.d.F. CSR-RL-UG erforderlich sind 

und  

- wie der Anwendungsbereich gegenüber dem der 

§§ 285 Nr. 19, 314 Abs. 1 Nr. 11 HGB (Anhang-

angaben zu nicht zum beizulegenden Zeitwert 

bewerteten derivativen Finanzinstrumenten) 

abzugrenzen ist. Immerhin sind die Anwen-

dungsbereiche dieser Vorschriften durch § 288 

Abs. 1 Nr. 1 HGB nicht deckungsgleich und un-

terscheiden sich die Inhalte der Anhanganga-

ben.  

Unter anderem damit hat sich der Hauptfachaus-

schuss des Instituts der Wirtschaftsprüfer in 

Deutschland e.V. (HFA) in seiner 250. Sitzung9 

Ende November 2017 auseinandergesetzt. Der 

HFA diskutierte in diesem Zusammenhang zwei 

Auffassungen:  

 Enge Auslegung 

Nach enger, am Wortlaut des Gesetzes und der 

Gesetzesbegründung orientierter Auslegung liegt 

eine Bewertung mit dem beizulegenden Zeitwert 

nur dann vor, wenn abweichend von den üblichen 

Wertmaßstäben eine Bewertung mit dem beizu-

legenden Zeitwert gesetzlich explizit geboten 

http://www.idw.de/


RECHNUNGSLEGUNG & PRÜFUNG 1/2018 8 

ist. Davon betroffen sind Vermögensgegenstände 

des Deckungsvermögens (§ 253 Abs.1 Satz 4 

HGB), Rückstellungen für wertpapiergebundene 

Versorgungszusagen (§ 253 Abs. 1 Satz 4 HGB), 

Vermögensgegenstände und Verbindlichkeiten im 

Konzernabschluss im Rahmen der Erstkonsolidie-

rung von Tochterunternehmen und assoziierten 

Unternehmen (§§ 301 Abs. 1 Satz 2, 312 Abs. 2 

Satz 1 HGB), soweit es sich um Finanzinstru-

mente handelt, sowie eben Finanzinstrumente 

des Handelsbestands bei von Kredit- und Finanz-

dienstleistungsinstituten (§ 340e Abs. 3 Satz 1 

HGB). Anhangangaben nach §§ 285 Nr. 20, 314 

Abs. 1 Nr. 12 HGB i.d.F. CSR-RL-UG müssen nach 

dieser Auslegung lediglich für diejenigen Finanz-

instrumente gemacht werden, die am Abschluss-

stichtag wie soeben beschrieben bewertet wer-

den.  

Für diese Auslegung könnte nach der Darstellung 

des HFA die zugrunde liegende europarechtliche 

Vorschrift sprechen, nach der die Angabe durch 

einen von den Anschaffungs- oder Herstellungs-

kosten abweichenden Wertmaßstab, eben dem 

beizulegenden Wert, ausgelöst wird. 

 Weite Auslegung 

Nach weiter Auslegung liegt eine Bewertung mit 

dem beizulegenden Zeitwert demgegenüber be-

reits dann vor, wenn der Buchwert am Abschluss-

stichtag (z.B. die ggf. fortgeführten Anschaf-

fungs- oder Herstellungskosten oder der nach 

vernünftiger kaufmännischer Beurteilung not-

wendige Erfüllungsbetrag) dem beizulegenden 

Zeitwert entspricht. Dies könnte bspw. bei For-

derungen, Beteiligungen oder Drohverlustrück-

stellungen für derivative Finanzinstrumente pra-

xisrelevant sein. 

Für diese Auslegung könnte nach der Darstellung 

des HFA sprechen, dass der Sinn und Zweck der 

Anhangangabe darin besteht, zusätzliche Infor-

mationen über die wesentlichen Modellparame-

ter zur Ermittlung des beizulegenden Zeitwerts 

zu erhalten. 

Der HFA spricht sich – nach Abstimmung mit dem 

Bankenfachausschuss - letztlich zugunsten der 

engen Auslegung aus. 

Damit verbunden ist eine weite Auslegung des 

Anwendungsbereichs der nicht zum beizulegen-

den Zeitwert bewerteten derivativen Finanzin-

strumente (§§ 285 Nr. 19, 314 Abs. 1 Nr. 11 

HGB), sodass IDW RH HFA 1.005 entsprechend zu 

überarbeiten sein wird. 

 

Zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

 

 

 

HFA: Ausgewählte Aspekte und Einzelfragen zur Entgeltberichterstattung nach den §§ 21 f. und 25 EntgTranspG 

Beatrice Bauer 

beatrice.bauer@bdo.de 

 

 

WP StB Dr. Niels Henckel  

niels.henckel@bdo.de 

 

 

Am 6. Juli 2017 ist das (Artikel-)Gesetz zur För-

derung der Transparenz von Entgeltstrukturen10 

und mit diesem das Gesetz zur Förderung der 

Entgelttransparenz zwischen Frauen und Männern 

(EntgTranspG) in Kraft getreten.11 Über dessen 

Inhalte haben wir Sie im Newsletter Rechnungs-

legung & Prüfung, Ausgabe 2/2017, S. 5 und Aus-

gabe 1/2017, S. 12 informiert.  

Vorgenannte Gesetze sind dem Arbeitsrecht zu-

zuordnen, also nicht Teil des handelsrechtlichen 

                                                 
10 BGBl I 2017, S. 2152. 
11 Art. 1 Gesetz zur Förderung der Transparenz von Ent-
geltstrukturen. 

Bilanzrechts.12 Allerdings knüpft mit der Ver-

pflichtung zur Erstellung eines Entgeltberichts 

eine wesentliche Verpflichtung tatbestandsmäßig 

an die handelsrechtliche Rechnungslegung an: 

Gem. § 21 Abs. 1 EntgTranspG sind Arbeitgeber 

mit in der Regel mehr als 500 Beschäftigten, die 

zur Aufstellung eines Lageberichts nach den 

§§ 264 (Aufstellungspflicht) und 289 (Inhalt) HGB 

verpflichtet sind, zur Erstellung des Transparenz-

berichts verpflichtet. Außerdem erfolgt die Ver-

öffentlichung des Entgeltberichts gem. § 22 

Abs. 4 EntgTranspG, indem dieser als Anlage mit 

dem nächsten Lagebericht i.S.d. § 289 HGB nach 

handelsrechtlichen Vorschriften im Bundesanzei-

ger offengelegt wird. Hinzuweisen ist darauf, 

dass der Entgeltbericht durch die gemeinsame 

Offenlegung im Bundesanzeiger keineswegs Be-

standteil des Lageberichts oder gar des Jahresab-

schlusses wird. Der Entgeltbericht ist damit auch 

nicht in die die Prüfung des Jahresabschlusses 

12 Siehe ähnlich Philippsen/Sultana, KoR 2018, S. 135. 
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und des Lageberichts einzubeziehen. Hinzuwei-

sen ist außerdem darauf, dass vorgenannte Ge-

setze keine Verpflichtung zur Entgeltberichter-

stattung auf Konzernebene vorsehen.13 

Der Hauptfachausschuss des Instituts der Wirt-

schaftsprüfer in Deutschland e.V. (HFA) hat sich 

in seiner 250. Sitzung Ende November 2017 sowie 

in deren Nachgang mit ausgewählten Auslegungs-

fragen auseinandergesetzt und zu einigen praxis-

relevanten Themen wie folgt Position bezogen:14 

 Pflicht zur Erstellung eines Entgeltberichts 

(1) Unternehmen im Anwendungsbereich der 
§§ 264 ff. HGB, die (partiell) Befreiungen nach 
den §§ 264 Abs. 3 HGB, 264b HGB in Anspruch 
nehmen oder in Anspruch nehmen dürfen 

Unter den Voraussetzungen des § 264 Abs. 3 HGB 

bzw. § 264b HGB sind Kapitalgesellschaften und 

bestimmte Personenhandelsgesellschaften von 

der Anwendung des 1. Unterabschnitts des 2. Ab-

schnitts des 3. Buchs des HGB befreit. In diesen 

Bereich fällt auch § 264 HGB. 

Wenn ein Bilanzierender unter den Voraussetzun-

gen des § 264 Abs. 3 HGB (als Tochter-Kapitalge-

sellschaft) bzw. § 264b HGB (als Tochter-Perso-

nenhandelsgesellschaft) von der Aufstellung 

eines Lageberichts befreit ist und auch tatsäch-

lich nicht freiwillig einen Lagebericht aufstellt, 

besteht für ihn nach Auffassung des HFA auch 

keine Verpflichtung zur Erstellung eines Entgelt-

berichts. Es ist auch nicht erforderlich, darauf im 

Konzernanhang oder im Konzernlagebericht des 

befreienden Mutterunternehmens hinzuweisen. 

Wenn ein Bilanzierender unter den Voraussetzun-

gen des § 264 Abs. 3 HGB  bzw. § 264b HGB we-

gen eines begrenzten Zustimmungsbeschlusses 

der Gesellschafterversammlung lediglich von der 

Offenlegung, nicht jedoch von Aufstellung eines 

Lageberichts befreit ist, besteht für dieses Un-

ternehmen nach Auffassung des HFA indes eine 

Verpflichtung zur Erstellung eines Entgeltbe-

richts. Wenn der Lagebericht mangels Verpflich-

tung zur Offenlegung und mangels freiwilliger Of-

fenlegung als „Veröffentlichungs-Vehikel“15 

ausfällt, ist nach Auffassung des HFA auch eine 

Offenlegung des Entgeltberichts nicht erforder-

lich. 

Wenn – obwohl die Voraussetzungen des § 264 

Abs. 3 HGB bzw. § 264b HGB vorliegen - die Be-

freiung von der Pflicht zur Aufstellung eines La-

geberichts nicht in Anspruch genommen wird, 

besteht nach Auffassung des HFA auch eine 

Pflicht, einen Entgeltbericht zu erstellen.  

                                                 
13 Siehe ähnlich Philippsen/Sultana, KoR 2018, S. 138. 
14 Vgl. IDW Life 2018, S. 310 ff. sowie S. 442 ff. 
15 Rimmelspacher/Kliem, DB 2018, S. 267. 

(2) Unternehmen, auf die das PublG Anwendung 
findet 

Für bestimmte Unternehmen ergibt sich die Ver-

pflichtung zur Aufstellung eines Lageberichts aus 

§ 5 Abs. 2 Satz 1 PublG, also aus einer eigenen 

Aufstellungsvorschrift außerhalb des HGB.16 Gem. 

§ 5 Abs. 2 Satz 2 PublG gilt § 289 HGB für den In-

halt des Lageberichts dann sinngemäß. Nach Auf-

fassung des HFA brauchen diese Unternehmen 

keinen Entgeltbericht zu erstellen, weil das Entg-

TranspG explizit an §§ 264, 289 HGB anknüpft, 

nicht aber an § 5 PublG. 

(3) Kredit- / Finanzdienstleistungsinstitute und 
Versicherungsunternehmen im Anwendungsbe-
reich der §§ 340 ff. bzw. §§ 341 ff. HGB 

Kredit-und Finanzdienstleistungsinstitute, die 

weder als Kapitalgesellschaft noch als Personen-

gesellschaft i.S.v. § 264a HGB geführt werden, 

haben § 340a Abs. 1 HGB (trotzdem) einen Lage-

bericht nach den für große Kapitalgesellschaften 

geltenden Vorschriften aufzustellen. Weil das 

EntgTranspG an §§ 264, 289 HGB und nicht an 

§ 340a Abs. 1 Satz 2 HGB anknüpft, könnte frag-

lich sein, ob solche Unternehmen zur Erstellung 

eines Entgeltberichts verpflichtet sind. Nach Auf-

fassung des HFA ist – anders als bei einer Pflicht 

zur Aufstellung eines Lageberichts nach dem 

Publizitätsgesetz – der „Konnex der Vorschrift zu 

den §§ 264, 289 derart stark …, dass ein Unterlas-

sen einer Entgeltberichterstattung nicht hierauf 

gestützt werden kann“.17 

Gleiche Problematik, Fragestellung und Lösung 

ergibt sich auch für Versicherungsunternehmen 

(§ 341a Abs. 1 HGB). 

(4) Unternehmen, die sich ausschließlich vertrag-

lich zur Aufstellung eines Lageberichts verpflich-

tet haben  

Sollte ein Unternehmen lediglich aufgrund der 

Satzung oder des Gesellschaftsvertrags zur Auf-

stellung eines Lageberichts i.S.d. § 289 HGB ver-

pflichtet sein, braucht nach Auffassung des HFA 

aufgrund der Anknüpfung der Pflicht zur Erstel-

lung eines Entgeltberichts an die gesetzliche 

Pflicht zur Aufstellung eines Lageberichts keine 

Entgeltberichterstattung zu erfolgen.  

Selbiges dürfte gelten, wenn ein Unternehmen – 

ohne dass eine gesetzliche Verpflichtung zur Auf-

stellung eines Lageberichts besteht – sich gegen-

über einer Bank mittels Darlehensvertrag zur 

Aufstellung eines Lageberichts verpflichtet hat.18 

  

16 Vgl. Rimmelspacher/Kliem, DB 2018, S. 267. 
17 Siehe ähnlich Philippsen/Sultana, KoR 2018, S. 139. 
18 Vgl. Rimmelspacher/Kliem, DB 2018, S. 266. 
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(5) Unternehmen, die ohne dazu gesetzlich ver-
pflichtet zu sein freiwillig einen Lagebericht auf-
stellen 

Ein Unternehmen, dass nach den §§ 264, 289 HGB 

nicht zur Aufstellung eines Lageberichts ver-

pflichtet ist (wie bspw. eine kleine Kapitalgesell-

schaft nach § 264 Abs. 1 Satz 4 Halbsatz 1 HGB), 

jedoch freiwillig einen solchen Lagebericht auf-

stellt, ist nach Auffassung des HFA wegen der 

handelsrechtlich fehlenden Verpflichtung eben-

falls nicht zur Entgeltberichterstattung verpflich-

tet. 

 Frist zur Erstellung eines Entgeltberichts 

Gem. § 22 Abs. 4 EntgTranspG ist der „Bericht 

nach § 21 […] dem nächsten Lagebericht nach 

§ 289 des Handelsgesetzbuches, der dem jeweili-

gen Berichtszeitraum folgt, als Anlage beizufü-

gen und im Bundesanzeiger zu veröffentlichen.“ 

Eine Frist, innerhalb welcher Frist ein Entgeltbe-

richt zu erstellen ist, geht daraus nicht hervor. 

Nach Auffassung des HFA ist der Entgeltbericht 

daher erst bis spätestens zum Zeitpunkt der Of-

fenlegung des betreffenden Lageberichts zu er-

stellen, also nicht bereits bis zum Ende der Frist 

zur Aufstellung desjenigen Lageberichts, dem er 

als Anlage beizufügen ist, weil die Offenlegung 

des Lageberichts als Vehikel für die Veröffentli-

chung des Entgeltberichts dient.  

Daraus folgt, dass ein Unternehmen, das unter 

§ 21 EntgTranspG fällt und nicht i.S.d. § 264d 

HGB kapitalmarktorientiert ist, den Entgeltbe-

richt bei einem kalenderjahrgleichen Geschäfts-

jahr bis spätestens zum Ablauf des 31.12. des 

Folgekalenderjahrs zu erstellen hat (§ 325 

Abs. 1a Satz 1 i.V.m. Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 HGB).  

Wenn ein solches Unternehmen dagegen kapital-

marktorientiert i.S.d. § 264d HGB ist, ohne Kapi-

talgesellschaft i.S.d. § 327a HGB zu sein, muss es 

den Entgeltbericht bei einem kalenderjahrglei-

chen Geschäftsjahr bis spätestens zum Ablauf 

des 30.4. des Folgekalenderjahrs erstellen (§ 325 

Abs. 4 Satz 1 i.V.m. Abs. 1a Satz 1 i.V.m. Abs. 1 

Satz 1 Nr. 1 HGB).  

Der für bestimmte Versicherungsunternehmen 

geltende § 341l Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 HGB ist 

auch für Zwecke der Bestimmung der Frist zur 

Erstellung eines Entgeltberichts anwendbar. 

 Erster Entgeltbericht bei einem kalenderjahr-

gleichen Geschäftsjahr  

Nach dem Wortlaut des § 25 Abs. 3 EntgTranspG 

umfasst der erste Entgeltbericht den Berichts-

zeitraum vom 1.1. bis 31. Dezember 2016 (= das 

Kalenderjahr 2016), und zwar unabhängig davon, 

                                                 
19 Vgl. Rimmelspacher/Kliem, DB 2018, S. 270. 

ob das Geschäftsjahr des betreffenden Unterneh-

mens dem Kalenderjahr entspricht oder nicht. 

Bei einem kalenderjahrgleichen Geschäftsjahr 

ergibt sich daraus, dass dem Lagebericht für das 

Geschäftsjahr 2017, der im Jahr 2018 aufgestellt 

wird, der Entgeltbericht für das Kalenderjahr 

2016 zwecks Offenlegung als Anlage beizufügen 

ist. Damit ist der Berichtszeitraum des Lagebe-

richts (Kalenderjahr 2017) nicht mit dem des ers-

ten Entgeltberichts (Kalenderjahr 2016) iden-

tisch. 

 Erster Entgeltbericht bei einem vom Kalen-

derjahr abweichenden Geschäftsjahr  

Nach Auffassung des HFA haben auch solche ent-

geltberichtspflichtige Unternehmen einen Ent-

geltbericht für das Kalenderjahr (also erstmals 

für das Kalenderjahr 2016) zu erstellen, deren 

Geschäftsjahr nicht dem Kalenderjahr ent-

spricht. Das bedeutet, dass der Entgeltberichts-

zeitraum nicht an den Lageberichtszeitraum an-

zupassen ist bzw. angepasst werden darf. 

Wenn das (vom Kalenderjahr abweichende) Ge-

schäftsjahr 2016/2017 bspw. zum 30.6. oder zum 

30.9.2017 endet und der Lagebericht für das Ge-

schäftsjahr 2016/2017 im Jahr 2018 offengelegt 

wird, ist der Entgeltbericht für das Kalenderjahr 

2016 als Anlage dem „nächsten Lagebericht“ 

i.S.d. § 22 Abs. 4 EntgTranspG, d.h. (bei zwölf 

Monaten umfassenden Geschäftsjahren) dem La-

gebericht für das Geschäftsjahr 2016/2017, bei-

zufügen und im Bundesanzeiger offenzulegen.19 

Wenn unter sonst gleichen Bedingungen der La-

gebericht für das Geschäftsjahr 2016/2017 be-

reits vor dem 31. Dezember 2017 - bei einem 

nicht kapitalmarktorientierten Unternehmen also 

früher als gesetzlich geboten - offengelegt 

wurde, ist der Entgeltbericht für das Kalender-

jahr 2016 dem Lagebericht für das Geschäftsjahr 

2017/2018 als Anlage beizufügen und im Bundes-

anzeiger zu veröffentlichen, da der erste Ent-

geltbericht im Jahr 2018 zu erstellen ist, der aus-

gehend vom Berichtszeitraum unmittelbar 

nächste Lagebericht jedoch schon vor dem Jahr 

2018 offengelegt wurde. 

 Entgeltberichte für nachfolgende Berichts-

zeiträume 

Da nach § 25 Abs. 2 EntgTranspG ein Entgeltbe-

richt erstmals im Kalenderjahr 2018 zu erstellen 

ist und der zweite Entgeltbericht bzw. die da-

rauffolgenden Entgeltberichte nach § 22 Abs. 2 

EntgTranspG alle drei und nach § 22 Abs. 1 Entg-

TranspG alle fünf Jahre zu erstellen ist/sind, ist 

der zweite Entgeltbericht im Kalenderjahr 2021 

bzw. 2023 zu erstellen. Der zweite Entgeltbe-

richt i.S.v. § 22 Abs.1 EntgTranspG umfasst als 
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Berichtszeitraum die Kalenderjahre 2017 bis 2021 

bzw. in Fällen des § 22 Abs. 2 EntgTranspG die 

Kalenderjahre 2017 bis 2019. Als Offenlegungs-

Vehikel dienen die Lageberichte 2020 bzw. 2022. 

Der zweite Entgeltbericht ist dann bei einem ka-

lenderjahrgleichen Geschäftsjahr dem Lagebe-

richt für das Geschäftsjahr 2022 bzw. in Fällen 

des § 22 Abs. 2 EntgTranspG dem Lagebericht für 

das Geschäftsjahr 2020 beizufügen.  

Bei einem Unternehmen, dessen Geschäftsjahr 

vom Kalenderjahr abweicht und bspw. zum 30.6. 

endet, und das alle drei (fünf) Jahre einen Ent-

geltbericht zu erstellen hat und dessen Lagebe-

richt im jeweils folgenden Kalenderjahr offenge-

legt wird, ist der dem Berichtszeitraum folgende 

„nächste Lagebericht“ dann der Lagebericht, der 

im Jahr 2021 (2023) offengelegt wird, also der 

Lagebericht zum 30.6.2020 (2022). Diesem ist 

der zweite Entgeltbericht (Berichtszeitraum 2017 

bis 2019 (2021)) als Anlage beizufügen. 

Fraglich könnte in Fällen eines vom Kalenderjahr 

abweichenden Geschäftsjahrs ferner sein, ob sich 

der abzudeckende Berichtszeitraum auch in den 

Folgejahren auf eine bestimmte Anzahl von Ka-

lenderjahren zu erstrecken hat, oder ob der Be-

richtszeitraum später dem Geschäftsjahr angegli-

chen wird. Weil nur auf diese Weise eine 

lückenlose und überlappungsfreie Berichterstat-

tung möglich ist, und weil im personalwirtschaft-

lichen Kontext ein Personaljahr mit dem Kalen-

derjahr gleichgesetzt wird, kommt der HFA zu 

dem Schluss, dass sich auch spätere Entgeltbe-

richte auf Kalenderjahre und nicht auf Ge-

schäftsjahre beziehen müssen. Damit würden die 

„Lage“ der Berichtszeiträume des Lageberichts 

(Geschäftsjahr) und des Entgeltberichts (Kalen-

derjahr) dauerhaft voneinander abweichen.  

 Ausblick 

In der Praxis stellen sich durchaus weitere Ausle-

gungsfragen. Um ein Beispiel zu geben, besteht 

Unsicherheit darüber, wie der Begriff des „Be-

schäftigten“ als Tatbestandsvoraussetzung des 

Entgeltberichts auszulegen ist. Dies könnte ins-

besondere mit Blick auf Leiharbeitnehmer frag-

lich sein. Der HFA bezieht zu dieser wie auch 

weiteren, primär arbeitsrechtlichen Fragen nicht 

Stellung. Insoweit sind die Rechtsabteilungen 

bzw.-berater der Unternehmen gefragt. 

Aber auch hinsichtlich der an die handelsrechtli-

che Rechnungslegung anknüpfenden Vorschriften 

bleiben schon heute absehbare Auslegungsfragen 

unbeantwortet. So könnte bspw. fraglich sein, zu 

welchem Zeitpunkt ein Arbeitgeber zur Erstel-

lung eines Lageberichts nach den §§ 264 und 289 

des Handelsgesetzbuches verpflichtet sein muss, 

um entgeltberichtspflichtig zu sein. Was ist 

bspw. mit einem Bilanzierenden, der zum 

31.12.16 dazu verpflichtet war, zum 31. Dezem-

ber 2017 jedoch die Befreiungen nach § 264 

Abs. 3 HGB in Anspruch nimmt?20  

Insoweit bleibt auch mit Blick auf die Entgeltbe-

richterstattung die weitere Meinungsbildung ab-

zuwarten. 

 

Zurück zum Inhaltsverzeichnis

 

 

Deutscher Rechnungslegungsstandard Nr. 25 „Währungsumrechnung im Konzernabschluss“ (DRS 25) dem BMJV 

zur Veröffentlichung zugeleitet 

WP StB Dr. Niels Henckel  

niels.henckel@bdo.de 

 

 

Anlässlich der 35. Sitzung des HGB-Fachausschus-

ses und der 27. Öffentlichen Sitzung des Deut-

sche Rechnungslegungs Standards Committee 

e.V. (DRSC) am 8. Februar 2018 wurde der Deut-

sche Rechnungslegungs Standard Nr. 25 zur Wäh-

rungsumrechnung im handelsrechtlichen Kon-

zernabschluss (DRS 25) verabschiedet und sodann 

dem Bundesministerium der Justiz und für Ver-

braucherschutz (BMJV) zugeleitet. Eine Bekannt-

machung gem. § 342 Abs. 2 HGB durch das BMJV 

ist in Kürze zu erwarten. Der zugehörige Entwurf 

trug die Bezeichnung E-DRS 33. DRS 25 ist – wenn 

                                                 
20 Zu einer vorgeschlagenen Lösung siehe Rimmelspa-
cher/Kliem, DB 2018, S. 267. 

er durch das BMJV bekanntgemacht wurde – erst-

mals verpflichtend auf handelsrechtliche Kon-

zernabschlüsse für nach dem 31. Dezember 2018 

beginnende Geschäftsjahre anzuwenden. 

 Überblick 

Bekanntlich sind handelsrechtliche Konzernab-

schlüsse gem. § 244 i.V.m. § 298 Abs. 1 HGB in 

Euro aufzustellen.  

DRS 25 konkretisiert daher zum einen die Um-

rechnung von Fremdwährungs-Geschäftsvorfällen 

in den Handelsbilanzen II der einbezogenen Un-

ternehmen. In diesem Zusammenhang enthält 

DRS 25 auch Ausführungen zur Umrechnung von 
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Vermögens- und Schuldposten, die einer Zweig-

niederlassung außerhalb der Eurozone zugeord-

net sind. 

DRS 25 konkretisiert zum anderen die gesetzli-

chen Vorschriften zur Umrechnung von Fremd-

währungsabschlüssen nach der modifizierten 

Stichtagskursmethode gem. § 308a HGB für Zwe-

cke des handelsrechtlichen Konzernabschlusses. 

Dabei geht DRS 25 auf diesbezügliche Fragestel-

lungen bei den einzelnen (Voll-)Konsolidierungs-

maßnahmen ein.  

DRS 25 thematisiert ferner Besonderheiten der 

Währungsumrechnung im Falle von Hochinflation.  

Abschließend konkretisiert DRS 25 die gesetzli-

chen Angabepflichten im Konzernanhang im Zu-

sammenhang mit der Währungsumrechnung im 

Konzernabschluss. 

Auf diese Weise wird das Ziel verfolgt, eine ein-

heitliche Anwendung der gesetzlichen Vorschrif-

ten sicherzustellen und die Informationsfunktion 

des Konzernabschlusses zu stärken (DRS 25.1). 

 Geltungsbereich 

DRS 25 gilt – branchenneutral - für solche Mutter-

unternehmen, die zur Aufstellung eines Konzern-

abschlusses gem. §§ 290 ff. HGB oder §§ 11 ff. 

PublG verpflichtet sind oder einen solchen Ab-

schluss freiwillig aufstellen (DRS 25.2 f., .6). 

DRS 25 empfiehlt, die Grundsätze zur Umrech-

nung von Fremdwährungs-Geschäftsvorfällen in 

den Handelsbilanzen II der einbezogenen Unter-

nehmen sowie zu den Konzern-Anhangangaben in 

handelsrechtlichen Jahresabschlüssen entspre-

chend anzuwenden (DRS 25.4). 

 Umrechnung von Fremdwährungsgeschäften 

in der Handelsbilanz II  

Die Umrechnung von Fremdwährungsgeschäften 

in der Handelsbilanz II ist Teil der konzernein-

heitlichen Bewertung nach § 308 HGB (DRS 25.8). 

DRS 25 differenziert in diesem Zusammenhang 

zum einen zwischen der Umrechnung anlässlich 

der erstmaligen Erfassung eines Fremdwährungs-

geschäfts und der Folgebewertung der betreffen-

den Vermögensgegenstände und Schulden. Wäh-

rend bei der erstmaligen Erfassung die 

allgemeinen Vorschriften und so auch das An-

schaffungskostenprinzip gelten, ist bei der Folge-

bewertung § 256a HGB zu beachten (DRS 25.9). 

Außerdem differenzieren die Regelungen des 

DRS 25 zwischen monetären und nichtmonetären 

Vermögensgegenständen und Schulden. 

Anlässlich der erstmaligen Erfassung eines 

Fremdwährungsgeschäfts sowie der daraus resul-

tierenden Aktiva oder Passiva ist der Devisenkas-

sakurs am Transaktionstag zu verwenden (DRS 

25.10). Während bei nichtmonetären Vermögens-

gegenständen und Fremdwährungsverbindlichkei-

ten der Geldkurs anzuwenden ist, sind monetäre 

Vermögensgegenstände (bspw. Forderungen) mit 

dem Briefkurs umgerechnet (DRS 25.12). Verein-

fachend dürfen bei der Erstverbuchung anstelle 

differenzierter (Geld- oder Brief-)Kurse auch der 

Devisenkassamittelkurs oder zeitraumbezogene 

Durchschnittskurse verwendet werden, vorausge-

setzt dies hat nur unwesentlich Auswirkungen auf 

die Darstellung der Vermögens-, Finanz- und Er-

tragslage (DRS 25.13 f.). 

Die Folgebewertung nichtmonetärer Vermögens-

gegenstände ist in Landeswährung vorzunehmen 

(DRS 25.15). Im Rahmen des Niederstwerttests an 

nachfolgenden Abschlussstichtagen ist eine Wäh-

rungsumrechnung daher nur dann erforderlich, 

wenn eine Wiederbeschaffung oder Veräußerung 

des nichtmonetären Vermögensgegenstands aus-

schließlich in fremder Währung möglich ist (DRS 

25.16) oder wenn dies zwar sowohl in fremder 

Währung wie auch in Landeswährung möglich ist, 

auf dem sog. relevanten Markt jedoch nur in 

Fremdwährung (DRS 25.19). Der nach Maßgabe 

des § 253 Abs. 3 Satz 5 und 6 bzw. Abs. 4 HGB er-

mittelte Stichtagswert in Fremdwährung ist in 

diesen Fällen mit dem jeweiligen Stichtagskurs 

umzurechnen und mit dem in der Landeswährung 

des Tochterunternehmens fortgeführten Buch-

wert zu vergleichen (DRS 25.17). Währungsbe-

dingte Wertminderungen nichtmonetärer Vermö-

gensgegenstände sind regelmäßig dauernder 

Natur und nur in Ausnahmefällen vorübergehend 

(DRS 25.20, .B7). 

Grds. sind auf fremde Währung lautende mone-

täre Vermögensgegenstände und Verbindlichkei-

ten bei der Folgebewertung gem. § 256a Satz 1 

HGB zum Devisenkassamittelkurs am Abschluss-

stichtag umzurechnen. Das Realisations- und das 

Anschaffungskostenprinzip sind suspendiert, 

wenn deren Restlaufzeit ein Jahr oder weniger 

beträgt (DRS 25.22). DRS 25.25 sieht vor, dass 

bei monetären Posten mit einer Restlaufzeit von 

mehr als einem Jahr (Teil-)Beträge, die im 

nächsten Jahr fällig werden, aus Vereinfachungs-

gründen nicht getrennt nach § 256a Satz 2 HGB 

bewertet werden brauchen.  

§ 256a HGB gilt dabei als besondere, § 253 HGB 

vorgehende Bewertungsvorschrift ausdrücklich nur 

für währungskursbedingte Wertänderungen. Wäh-

rungskursbedingte Wertminderungen sind daher 

unabhängig davon zu erfassen, ob diese dauerhaft 

oder nur vorübergehend sind (DRS 25.28, .26). Da-

von sind sonstige Änderungen des beizulegenden 

Zeitwerts (in Fremdwährung) zu unterscheiden, 

für die die allgemeinen Grundsätze des § 253 HGB 

gelten (DRS 25.23) und bei denen die Dauerhaf-

tigkeit einer Wertminderung relevant ist. 
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Umrechnungsdifferenzen aus der Folgebewertung 

sowohl nichtmonetärer wie auch monetärer Ver-

mögensgegenstände und Verbindlichkeiten sind 

erfolgswirksam zu erfassen, es sei denn, sie sind 

Teil von Bewertungseinheiten i.S.d. § 254 HGB 

(DRS 25.33). 

Gem. § 277 Abs. 5 Satz 2 i.V.m. § 298 Abs. 1 HGB 

sind aus der Währungsumrechnung resultierende 

Erfolge in der Gewinn- und Verlustrechnung der 

Handelsbilanz II gesondert unter dem Posten 

„Sonstige betriebliche Erträge“ bzw. unter den 

„Sonstigen betrieblichen Aufwendungen“ auszu-

weisen. Nicht auf diese Weise gesondert auszu-

weisen sind dagegen außerplanmäßige Abschrei-

bungen aufgrund von Wechselkursänderungen 

oder Veränderungen des beizulegenden Werts in 

Fremdwährung (DRS 25.35).  

DRS 25.37 empfiehlt, unrealisierte Währungskurs-

gewinne aus der Anwendung des § 256a Satz 2 

HGB innerhalb der gesonderten Angabe der Er-

träge und Aufwendungen aus der Währungsum-

rechnung nach § 277 Abs. 5 Satz 2 i.V.m. § 298 

HGB kenntlich zu machen, weil unrealisierte 

Währungsgewinne nicht ausschüttungsgesperrt 

sind und diese Information für die Abschlussad-

ressaten deshalb relevant ist. Dies stellt eine Än-

derung gegenüber dem am 1. September 2017 

veröffentlichten Entwurf E-DRS 33 dar. 

 Umrechnung von Fremdwährungsabschlüssen 

nach der modifizierten Stichtagskursmethode  

Gem. § 308a Satz 1 HGB sind Bilanzposten aus-

ländischer Tochterunternehmen grds. mit den 

Devisenkassamittelkurs am Konzernabschluss-

stichtag in Euro umzurechnen (DRS 25.44). In 

diesem Zusammenhang konkretisiert DRS 25 die 

Ermittlung der historischen Kurse für die Um-

rechnung der Eigenkapitalposten (DRS 25.45 f.) 

und der Durchschnittskurse für die Umrechnung 

der GuV-Posten (DRS 25.49 ff.). 

Sodann geht DRS 25 auf die Währungsumrech-

nung im Rahmen der einzelnen Konsolidierungs-

maßnahmen ein. Im Sinne einer thematisch ge-

schlossene Darstellung verzichtet DRS 25 im 

Bereich der Kapitalkonsolidierung (§§ 301, 307 

und 309 HGB) auf Verweise auf DRS 23, sondern 

stellt die dort bereits enthaltenen Regelungen zu 

Besonderheiten der Währungsumrechnung bei 

der Erst-, Folge- und Endkonsolidierung sowie zur 

Vorgehensweise beim sog. Abwärtswechsel 

(Übergang von der Vollkonsolidierung auf die 

Equity- oder Anschaffungskostenbewertung) 

nochmals dar (DRS 25.59 ff.). Außerdem gibt es 

Regelungen zur Kapitalkonsolidierung in mehrstu-

figen Konzernen (DRS 25.77). 

Unter den materiellen Regelungen könnte her-

vorgehoben werden, dass eine Eigenkapitaldiffe-

renz aus Währungsumrechnung auch dann er-

folgswirksam aufzulösen ist, wenn sämtliche Ver-

mögensgegenstände, Schulden, Rechnungsab-

grenzungs- und Sonderposten des ausländischen 

Tochterunternehmens per asset deal an Konzern-

fremde veräußert werden (DRS 25.69). 

Gem. DRS 25.78 sind währungsbedingte Differen-

zen aus der Schuldenkonsolidierung nach § 303 

HGB während der Laufzeit des konzerninternen 

Darlehensverhältnisses grds. erfolgsneutral in die 

Eigenkapitaldifferenz aus der Währungsumrech-

nung einzustellen. Aus Vereinfachungsgründen 

wird eine erfolgswirksame Behandlung dieser Dif-

ferenzen zugelassen, allerdings nicht für beteili-

gungsähnliche Darlehen (DRS 25.80 f.). 

Entsprechen sich die Währungen, in denen das 

Lieferunternehmen und das Empfängerunterneh-

mens bilanzieren, nicht, ist bei der Zwischener-

gebniseliminierung (§ 304 HGB) ein zu eliminie-

rendes Zwischenergebnis im Lieferzeitpunkt in 

die Währung des Empfängerunternehmens umzu-

rechnen (DRS 25.83). Vereinfachend lässt DRS 

25.85 zu, das gegen die Bestände zu eliminieren-

den Zwischenergebnis auch mit dem Betrag 

gleichzusetzen, der aus dem Ergebnis des Liefer-

unternehmens zu eliminieren ist, wenn die zu 

eliminierenden Zwischenergebnisse bis zum 

nächsten Abschlussstichtag realisiert sind. Außer-

dem darf das zu eliminierende Zwischenergebnis 

in fremder Währung – ebenfalls aus Vereinfa-

chungsgründen – alternativ mithilfe anderer in 

der Praxis gebräuchlicher Verfahren (z.B. Brutto-

gewinnverfahren) ermittelt werden. Mit dieser 

Änderung gegenüber dem Entwurf E-DRS 33 kam 

das DRSC Anregungen aus der Praxis nach. 

Bei der Aufwands- und Ertragseliminierung darf 

aus Vereinfachungsgründen eine Umgliederung 

der währungskursbedingten Aufrechnungsdiffe-

renzen in die Posten „Sonstige betriebliche Er-

träge“ bzw. „Sonstige betriebliche Aufwendun-

gen“ unterbleiben (DRS 25.87). 

Gem. DRS 25.42 wird empfohlen, für die Umrech-

nung von Abschlüssen von Unternehmen außer-

halb der Euro-Zone, die nach der Equity-Methode 

(§ 312 HGB) in den HGB-Konzernabschluss einbe-

zogen werden, die modifizierten Stichtagskurs-

methode nach § 308a HGB entsprechend anzu-

wenden. Eine sich ergebende 

Eigenkapitaldifferenz aus der Währungsumrech-

nung darf gem. DRS 25.90 entweder als Teil der 

Eigenkapitaldifferenz aus Währungsumrechnung 

im Konzerneigenkapital, mittels Davon-Vermerk 

gekennzeichnet, oder als Teil des Equity-Werts 

im Finanzanlagevermögen ausgewiesen werden.  

Abschlüsse von Tochter- oder Gemeinschaftsun-

ternehmen in Hochinflationswährungen dürfen 

erst nach Eliminierung der inflationsbedingten 
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Auswirkungen auf den Vermögens- und Ergebnis-

ausweis in einen HGB-Konzernabschluss einbezo-

gen werden (DRS 25.43). Mit der Aufstellung ei-

nes Hartwährungsabschlusses und der 

Indexierung eines auf dem Nominalwertprinzip 

beruhenden und in der Landeswährung des Hoch-

inflationslands aufgestellten Jahresabschluss 

sieht DRS 25.99 hierfür zwei Alternativen vor. 

Nach DRS 25.B40 soll eine Indexierung den Re-

geln des IAS 29 folgen. DRS 25.97 f. listet Indika-

toren auf, die für das Vorliegen eines Hochinfla-

tionslands sprechen. 

 Anhangangaben 

DRS 25.105 f. konkretisiert abschließend die ge-

setzlichen Angabepflichten zur Umrechnung von 

Fremdwährungsgeschäften/-posten sowie von 

Fremdwährungsabschlüssen als Teil der Erläute-

rung der im Konzernabschluss angewandten Bi-

lanzierungs- und Bewertungsmethoden (§ 313 

Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 HGB). Aus Gründen der Klar-

heit und Übersichtlichkeit der Darstellung wird 

zugelassen, Aufwendungen und Erträge aus der 

Währungsumrechnung im Konzernanhang anzuge-

ben statt sie in der Konzern-Gewinn- und Verlust-

rechnung gesondert auszuweisen (DRS 25.108).  

 Erstmalige Anwendung  

Sobald DRS 25 durch das BMJV im Bundesanzeiger 

bekanntgemacht wurde, ist DRS 25 für nach dem 

31. Dezember 2018 beginnende Geschäftsjahre 

verpflichtend anzuwenden. Es ist zulässig und 

wird empfohlen, DRS 25 früher – dann aber voll-

umfänglich anzuwenden (DRS 25.109).  

Mutterunternehmen, die einen Konzernabschluss 

nach den Vorschriften des HGB aufstellen und bei 

denen sich Fragen der Währungsumrechnung stel-

len, wird daher empfohlen, frühzeitig zu über-

prüfen, ob hinsichtlich der intern bestehenden 

Prozesse und Vorkehrungen Anpassungsbedarf 

besteht, um rechtzeitig entsprechende Maßnah-

men einleiten zu können. 

 

Zurück zum Inhaltsverzeichnis

 

Entwurf des Deutschen Rechnungslegungsstandards Nr. 34 „Assoziierte Unternehmen“ (E-DRS 34) 

veröffentlicht

WP StB Dr. Niels Henckel  

niels.henckel@bdo.de 

 

 

Das Deutsche Rechnungslegungs Standards Com-

mittee e.V. (DRSC) hat den Entwurf des Deut-

schen Rechnungslegungsstandards Nr. 34 „Assozi-

ierte Unternehmen“ (E-DRS 34) am 12. Februar 

2018 auf seiner Website www.drsc.de veröffent-

licht. E-DRS 34 konkretisiert die gesetzlichen 

Vorschriften der §§ 311, 312 HGB zur Einbezie-

hung assoziierter Unternehmen mittels der 

Equity-Methode in handelsrechtliche Konzernab-

schlüsse, die aufgrund gesetzlicher Verpflichtung 

(§ 290 HGB oder § 11 PublG) oder freiwillig auf-

gestellt werden. E-DRS 34 geht dabei u.a. auf 

Folgendes ein:  

- Zunächst werden die Voraussetzungen, unter 

denen ein assoziiertes Unternehmen vorliegt, 

auf dessen Geschäfts- und Finanzpolitik ein in 

den Konzernabschluss einbezogenes (Mutter-  

oder Tochter-)Unternehmen tatsächlich einen 

maßgeblichen Einfluss ausübt, konkretisiert.  

- Sehr ausführlich werden sodann Zweifelsfragen 

bei der Bewertung von Beteiligungen an assozi-

ierten Unternehmen geklärt. In diesem Zusam-

menhang sind u.a. auch Ausführungen zu Auf- 

und Abstockungen von Anteilen an assoziierten 

Unternehmen, zum Wechsel der Konsolidie-

rungsmethode und zur Zwischenergebniselimi-

nierung aufgenommen worden. 

- Und schließlich erläutert E-DRS 34 die gesetzli-

chen Angabepflichten im Konzernanhang im Zu-

sammenhang mit assoziierten Unternehmen und 

der Anwendung der Equity-Methode, u.a. zur 

Darstellung der Buchwerte von Beteiligungen an 

assoziierten Unternehmen im Konzernanlagen-

gitter. 

Bis zum 11.5.2018 besteht die Möglichkeit, zu 

dem Standardentwurf schriftlich Stellung zu neh-

men. Nach wohlmöglich noch im Jahr 2018 erfol-

gender Finalisierung und Bekanntmachung durch 

das BMJV soll E-DRS 34 den bisher geltenden DRS 

8 „Bilanzierung von Anteilen an assoziierten Un-

ternehmen im Konzernabschluss” ersetzen.  

Derzeit ist allerdings noch nicht festgelegt, wann 

der neue Standard erstmals verpflichtend an-

wendbar sein wird. Der Standardentwurf sieht 

derzeit eine prospektive Anwendung der Neure-

gelungen zur Einstufung als assoziiertes Unter-

nehmen und zur Fortschreibung des Equity-Wer-

tes vor; eine rückwirkende Anpassung bisheriger 

Equity-Bewertungen soll nicht zulässig sein. 

Zurück zum Inhaltsverzeichnis 

http://www.drsc.de/
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Entwurf des Deutschen Rechnungslegungsstandards Nr. 35 „Anteilmäßige Konsolidierung“ (E-DRS 35) 

veröffentlicht

WP StB Dr. Niels Henckel  

niels.henckel@bdo.de 

 

 

Das Deutsche Rechnungslegungs Standards Com-

mittee e.V. (DRSC) hat - ebenfalls am 12. Feb-

ruar 2018 – auch den Entwurf des Deutschen 

Rechnungslegungsstandards Nr. 35 „Anteilmäßige 

Konsolidierung“ (E-DRS 35) auf seiner Website 

www.drsc.de veröffentlicht. E-DRS 35 dient der 

Konkretisierung des § 310 HGB und damit der ge-

setzlichen Vorschriften zur Einbeziehung von Ge-

meinschaftsunternehmen in handelsrechtliche 

Konzernabschlüsse, die aufgrund gesetzlicher 

Verpflichtung (§ 290 HGB oder § 11 PublG) oder 

freiwillig aufgestellt werden, und geht dabei u.a. 

auf Folgendes ein: 

- Zunächst wird konkretisiert, unter welchen Vo-

raussetzungen ein Gemeinschaftsunternehmen 

vorliegt. Insbesondere zu der Frage, wann eine 

gemeinsame Führung gegeben ist, bezieht E-

DRS 35 Position. Dies wiederum ist Vorausset-

zung für das Wahlrecht zur anteilmäßigen Kon-

solidierung (Quotenkonsolidierung). 

- Überdies wird spezifiziert, was es bedeutet, die 

Vorschriften über die Vollkonsolidierung gem. 

§ 310 Abs. 2 HGB „entsprechend anzuwenden“, 

wenn für ein Gemeinschaftsunternehmen von 

dem (Methoden-)Wahlrecht zur anteilmäßigen 

Konsolidierung Gebrauch gemacht wird. Dabei 

berücksichtigt E-DRS 35 auch allfällige „inhaltli-

che Wechselwirkungen“ mit DRS 23 zur Kapital-

konsolidierung. Gegenüber dem bisher gültigen 

DRS 9 „Bilanzierung von Anteilen an Gemein-

schaftsunternehmen im Konzernabschluss” wur-

den Aussagen zur statuswahrenden Auf- sowie 

Abstockung der Beteiligungsquoten aufgenom-

men. Außerdem wird ein bei Statuswechsel er-

forderlicher Wechsel des Konsolidierungsver-

fahrens hin zur anteilmäßigen Konsolidierung 

thematisiert. Der Wechsel von der anteilmäßi-

gen Konsolidierung zur Vollkonsolidierung bleibt 

dagegen außen vor, um abzuwarten, bis § 301 

HGB, der insoweit überarbeitet werden soll, 

gesetzliche Regelungen zur Übergangskonsoli-

dierung beim Aufwärtswechsel erhält.  

- Abschließend erläutert E-DRS 35 die gesetzli-

chen Angabepflichten im Konzernanhang im Zu-

sammenhang mit der anteilmäßigen Konsolidie-

rung. 

Bis zum 11.5.2018 besteht die Möglichkeit, zu 

dem Standardentwurf schriftlich Stellung zu neh-

men. Nach wohlmöglich noch im Jahr 2018 erfol-

gender Finalisierung und Bekanntmachung durch 

das BMJV soll E-DRS 35 den bisher geltenden DRS 

9 ersetzen.  

Derzeit ist allerdings noch nicht festgelegt, wann 

der neue Standard erstmals verpflichtend an-

wendbar sein wird. Eine rückwirkende Anwen-

dung soll unzulässig sein; vielmehr soll der Stan-

dard ab dem Zeitpunkt der Erstanwendung für 

alle Maßnahmen der erstmaligen anteilmäßigen 

Konsolidierung sowie der Folge-, Ent- und Über-

gangskonsolidierung (dies unabhängig vom Zeit-

punkt der erstmaligen anteilmäßigen Konsolidie-

rung) gelten. 

Zurück zum Inhaltsverzeichnis 
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INTERNATIONALE RECHNUNGSLEGUNG 

DPR-Prüfungsschwerpunkte 2018

WP StB CVA Hermann Kleinmanns 
hermann.kleinmanns@bdo.de 

Beatrice Bauer 

beatrice.bauer@bdo.de 

Einführung 

Die europäische Wertpapier-und Marktaufsichts-

behörde (European Securities and Markets Autho-

rity (ESMA)) stellte am 27. Oktober 2017 die ge-

meinsam mit den Europäischen Enforcern 

identifizierten European Common Enforcement 

Priorities (ECEP) vor. Die ECEP wurden dann am 

23. November 2017 von der Deutsche Prüfstelle

für Rechnungslegung DPR e.V. (DPR) – ergänzt um

die nationalen Prüfungsthemen – als die sog.

„Prüfungsschwerpunkte 2018“ veröffentlicht.

Diese Prüfungsschwerpunkte 2018 finden Anwen-

dung auf die Konzernabschlüsse kapitalmarktori-

entierter Unternehmen für die Geschäftsjahre

2017 bzw. 2017/18. Während die ECEP auf alle

Emittenten Anwendung finden, die den geregel-

ten EU-Markt in Anspruch nehmen, sind die nati-

onalen DPR-Prüfungsschwerpunkte nur für Emit-

tenten mit Sitz in Deutschland von Relevanz.

European Common Enforcement Priorities 

(ECEP) 

1. Anhangangaben zu den erwarteten Auswir-

kungen der Anwendung wesentlicher neuer

Standards im Erstanwendungsjahr

Der erste der drei europäischen Prüfungsschwer-

punkte bezieht sich auf die Anhangangaben zu 

den erwarteten Auswirkungen der Anwendung 

wesentlicher neuer Standards bzw. Interpretatio-

nen im Erstanwendungsjahr. Damit die Abschluss-

adressaten sich ein Bild von den Wirkungen neuer 

IFRS, die herausgegeben wurden, aber noch nicht 

in Kraft getreten sind, auf das jeweilige Berichts-

unternehmen machen können, sind bekannte und 

einigermaßen zuverlässig einschätzbare Informa-

tionen anzugeben. Diese Informationen dienen 

dazu, die möglichen Auswirkungen einer Anwen-

dung der neuen IFRS auf den Abschluss des Be-

richtsunternehmens in der Periode der erstmali-

gen Anwendung besser beurteilen zu können (IAS 

8.30). Hierbei sind die konkretisierenden Rege-

lungen des IAS 8.31 zu beachten. Die in dieser 

Vorschrift skizzierten Regelungen sind aus Sicht 

der ESMA und in Bezug auf das Geschäftsjahr 

2017 insbesondere für IFRS 15 und IFRS 9 von Be-

deutung, da mögliche Indikatoren von der ESMA 

identifiziert worden sind, die auf eine nicht stan-

dardkonforme Beachtung von IAS 8.30 f. hinwei-

sen könnten.  

2. Ausgewählte Aspekte zu Ansatz, Bewertung

und Angaben nach IFRS 3 Unternehmenszusam-

menschlüsse

Hintergrund für diesen Prüfungsschwerpunkt in 

Zusammenhang mit Unternehmenszusammen-

schlüssen ist ein Bericht der ESMA aus dem Jahr 

2014 zu IFRS 3, in welchem die Identifizierung 

von „Problembereichen“ im genannten Kontext 

thematisiert worden ist. In ihren jüngsten En-

forcement-Aktivitäten hat die ESMA die fortdau-

ernde Relevanz dieser „Problembereiche“ bestä-

tigt gefunden und nun zu Prüfungsschwerpunkte 

erklärt. Hierbei werden die folgenden sieben 

„Problembereiche“ genannt, denen der ESMA zu-

folge eine besonders hohe Relevanz zukommt: 

- Immaterielle Vermögenswerte,

- Anpassungen im Bewertungszeitraum,

- Erwerbe zu einem Preis unter dem Marktpreis

(günstige Unternehmenserwerbe),

- verpflichtende Übernahmeangebote,

- Unternehmenszusammenschlüsse unter gemein-

samer Beherrschung,

- bedingte Gegenleistungen und

- Fair Value-bezogene Anhangangaben.

3. Ausgewählte Aspekte zu IAS 7 Kapitalfluss-

rechnungen

Im Zusammenhang mit IAS 7 Kapitalflussrechnun-

gen hat die ESMA die folgenden drei Schwer-

punkte bestimmt: 

(1) Veränderungen der Verbindlichkeiten aus Fi-

nanzierungstätigkeiten (IAS 7.44A-44E)

Dieser Aspekt bezieht sich auf bereitzustellende 

Angaben, anhand derer die Abschlussadressaten 

Veränderungen der Verbindlichkeiten aus Finan-

zierungstätigkeiten – einschließlich der Verände-

rungen durch Cashflows und nicht zahlungswirk-

same Veränderungen – beurteilen können. 

Konkret handelt es sich um eine Überleitungs-

rechnung, mit der der Stand der Verbindlichkei-

ten aus Finanzierungstätigkeiten zu Beginn des 

Jahres auf den Stand zum Ende des Jahres über-

geleitet wird.  
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(2) Unternehmensspezifische Angaben zur Be-

stimmung der Zahlungsmittel und der Zahlungs-

mitteläquivalente (IAS 7.46)

Zu diesem Aspekt werden von den Berichtsunter-

nehmen vor allem aussagekräftige Angaben er-

wartet, ob und in welchem Umfang Kontokor-

rentkredite und / oder Beträge aus Cash-Pooling-

Vereinbarungen in den Finanzmittelfonds einbe-

zogen werden.  

(3) Verfügungsbeschränkungen von Zahlungsmit-

teln und zahlungsmitteläquivalenten (IAS 7.48)

Nach Auffassung der ESMA sind Angaben solcher-

art insbesondere von Unternehmen zu erwarten, 

die in Ländern mit Devisenbeschränkungen bzw. 

Kapitalverkehrskontrollen tätig sind. Angabe-

pflichtige Verfügungsbeschränkungen können sich 

indes auch aufgrund anderer Sachverhalte erge-

ben.  

Der Prüfungsschwerpunkt zu der oben unter Nr. 

(1) genannten Position ist insofern bemerkens-

wert, als die Vorschriften nach IAS 7.44A-44E

erstmals für Geschäftsjahre, die am oder nach

dem 1.1.2017 beginnen, anzuwenden sind.

Nationale Prüfungsschwerpunkte 

4. Ansatz und Bewertung von Rückstellungen

gem. IAS 37 sowie zugehörige Anhangangaben

Im Zuge dieses Prüfungsschwerpunkts sind insbe-

sondere die folgenden Einzelaspekte zu berück-

sichtigen: 

- Verzicht auf Ansatz wegen Unmöglichkeit einer

verlässlichen Schätzung unter Beachtung der

Angabepflichten (IAS 37.26 und 37.86),

- Verzicht auf die reguläre Berichterstattung we-

gen Inanspruchnahme der Schutzklausel unter

Beachtung der Mindestangaben (IAS 37.92),

- Angaben zu Schätzungsunsicherheiten (IAS

37.85(b), IAS 1.125 und 1.129),

- Gruppierung der Rückstellungen (IAS 37.87),

und

- Angabe rückstellungsspezifischer Ertrags-und

Aufwandsposten (IAS 1.97 und 1.98(b), (f) sowie

(g)).

5. Konzernlagebericht und Konzernerklärun-

gen

Der zweite der beiden nationalen Prüfungs-

schwerpunkte, der von der DPR für die Ab-

schlüsse 2017 bzw. 2017/18 verkündet wurde, 

bezieht sich auf den Bereich „Konzernlagebericht 

und Konzernerklärungen“ – im Einzelnen umfasst 

er drei Themenkomplexe.  

(1) Der weitreichendste Themenkomplex adres-

siert die Berichterstattung über alternative Leis-

tungskennziffern als bedeutsamste finanzielle

Leistungsindikatoren (§ 315 Abs. 1 Satz 3 HGB).

Alternative Leistungskennzahlen (bzw. alterna-

tive performance measures (APM)) sind modifi-

zierte Rechengrößen des externen Rechnungswe-

sens, die zugleich bedeutsame finanzielle

Leistungsindikatoren darstellen können. Die ESMA

hat in ihrer Mitteilung vom 5. Oktober 2015 Leit-

linien zur Verwendung von APM veröffentlicht,

die als Grundsätze einer ordnungsmäßigen Ver-

wendung solcher Kennzahlen verstanden werden

können. Aus Sicht der DPR sollte bei der Verwen-

dung von APMs im Mittelpunkt stehen, dass eine

sachgerechte Beurteilung (fair review) der wirt-

schaftlichen Leistung des Berichtsunternehmens

gewährleistet bleibt.

(2) Des Weiteren wird im Rahmen dieses Prü-

fungsschwerpunkts die Darstellung der potenziel-

len Auswirkungen des Brexit auf die künftige Ver-

mögens-, Finanz- und Ertragslage der

Berichtsunternehmen in den Vordergrund gestellt

(§ 315 Abs. 1 HGB). Bereits in den am 28. Okto-

ber 2016 veröffentlichten ECEP hatte die ESMA

den direkt und indirekt von diesem Ereignis be-

troffenen Unternehmen empfohlen, Angaben zu

den folgenden beiden Aspekten bereitzustellen

(high-quality narrative information):

- Risiko-Exposure und damit einhergehende er-

wartete Auswirkungen und Unsicherheiten in

Bezug auf die Unternehmensaktivitäten, und

- geplante Maßnahmen des Managements zur Ri-

sikominderung.

Die DPR transformiert die Empfehlung der ESMA 

aus dem Vorjahr nun zum nationalen Prüfungs-

schwerpunkt.  

(3) Im Rahmen des fünften Prüfungsschwerpunkts

wird schließlich auf das Vorhandensein der Anga-

ben zum Diversitätskonzept in der Konzernerklä-

rung zur Unternehmensführung und dem Vorhan-

densein der nichtfinanziellen Konzernerklärung

abgestellt. Die DPR wird die erstmalige Anwen-

dung der in Deutschland durch das CSR-Richtli-

nie-Umsetzungsgesetz umgesetzten Änderungen

der EU-Rechnungslegungsrichtlinie zum Anlass

nehmen, zu prüfen, ob die Angaben zum Diversi-

tätskonzept im Rahmen der Konzernerklärung zur

Unternehmensführung (§§ 315d i.V.m. 289f Abs. 2

Nr. 6 HGB) sowie die nichtfinanzielle Konzerner-

klärung (§ 315b HGB) vorhanden sind – eine in-

haltliche Prüfung wird die DPR insoweit grds.

nicht vornehmen.

Zurück zum Inhaltsverzeichnis 
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Die US-Steuerreform und ihre mögliche Auswirkung auf Abschlüsse nach IFRS 

WP StB CVA Hermann Kleinmanns 
hermann.kleinmanns@bdo.de 

Vorbemerkung 

Nach der Zustimmung durch den US-Senat (18. 

Dezember 2017) und des Repräsentantenhauses 

(20. Dezember 2017) sowie der geleisteten Un-

terschrift des US-Präsidenten (22. Dezember 

2017) ist die seit 1986 größte Reform des US-

Steuersystems grundsätzlich zum 1. Januar 2018 

rechtskräftig geworden (Tax Cuts and Jobs Act). 

Mit der Reform wird das Ziel verfolgt, die USA als 

Investitionsstandort attraktiver zu machen und 

Investitionen und Kapital anzuziehen.  

Relevanz für IFRS-Abschlüsse 

Für die Bewertung sowohl der tatsächlichen wie 

auch der latenten Ertragsteuern sind gem. 

IAS 12.46 ff. jeweils die rechtskräftigen Steuer-

sätze und –vorschriften zu berücksichtigen. Auf 

dieser Grundlage sind in IFRS-Abschlüssen, die 

nach dem 22. Dezember 2017 enden, die Vor-

schriften der US-Steuerreform von Ende 2017 zu 

berücksichtigen. 

1. Mögliche Auswirkungen

(1) US-Unternehmen betreffende Regelungen

Der geltende Körperschaftsteuersatz für US-Un-

ternehmen wird von derzeit 35% auf 21% abge-

senkt, wodurch sich i.d.R. bereits zum 31. De-

zember 2017 Konsequenzen für die Bewertung 

der tatsächlichen und laufenden Ertragsteuern 

ergeben. Durch die Abschaffung der sog. Alterna-

tive Minimum Tax (AMT) und der Möglichkeit zur 

Verrechnung von AMT-credit carryforwards mit 

der normalen Steuerschuld bzw. der Möglichkeit 

der Erstattung sind bestehende Wertberichtigun-

gen auf AMT-credit carryforwards dem Grundsatz 

nach aufzulösen. Weitere mögliche Wirkungen 

resultieren vor allem aus der Sofortabschreibung 

von Investitionen in qualifizierende abnutzbare 

Vermögenswerte, Einschränkungen bei dem 

Zinsabzug und Änderungen sowohl bei dem Ver-

lustabzug (Abschaffung des Verlustrücktrags, Be-

grenzung der Nutzung von Verlustvorträgen auf 

80% des zu versteuernden Ergebnisses bei ande-

rerseits unbegrenzter Verlustvortragsfähigkeit) 

wie auch bei der Abzugsfähigkeit bestimmter 

Mitarbeitervergütungen (bzgl. Art der Vergütung 

und der betroffenen Arbeitnehmer und Unter-

nehmen).  

(2) Ausländische Beteiligungen von US-Unterneh-

men betreffende Regelungen

Mit Bezug zu ausländischen Beteiligungen von US-

Unternehmen ist zunächst auf den Wechsel zu ei-

nem territorialen Steuersystem hinzuweisen, wo-

nach eine dividend received deduction (DRD) 

gilt, so dass von ausländischen Tochtergesell-

schaften erhaltene qualified dividends zu 100% 

steuerfrei sind. In Abhängigkeit von der beab-

sichtigen künftigen Thesaurierungspolitik können 

sich in diesem Zusammenhang Konsequenzen hin-

sichtlich der Bildung von outside basis diffe-

rences ergeben.  

Darüber hinausgehende, für die Bilanzierung 

nach IFRS relevante Regelungen der US-Steuerre-

form sind in diesem Zusammenhang: 

- repatriation toll charge: ‘Einmalbesteuerung‘

durch die fiktive Ausschüttung von bisher un-

versteuerten thesaurierten Gewinnen auslän-

discher Gesellschaften,

- base erosion and antiabuse tax (BEAT): ggf. zu

einer höheren Ertragsteuerlast führender Min-

destbesteuerungstest für Fälle, bei denen die

US-Steuerbemessungsgrundlage unverhältnis-

mäßig stark durch bestimmte abzugsfähige

Aufwendungen an related parties (mit Sitz au-

ßerhalb der USA) gemindert ist,

- global intangible low-tax income (GILTI): Be-

kämpfung von vermeintlich missbräuchlichem

offshoring immaterieller Vermögenswerte,

- foreign-derived intangible income (FDII): Son-

derabzug bestimmter Einkünfte aus Geschäfts-

beziehungen mit ausländischen related par-

ties.

2. Nichtanwendung der Vorgaben nach SAB 118

für Zwecke der IFRS-Rechnungslegung

Von Mitarbeitern der U.S. Securities and 

Exchange Commission (SEC) als Reaktion auf die 

Kurzfristigkeit in SAB 118 (Staff Accounting Bulle-

tin No 118) veröffentlichte Auffassungen zur Be-

rücksichtigung des Tax Cuts and Jobs Acts in ei-

nem US-GAAP Abschluss, in dessen 

Berichtszeitraum der 22. Dezember 2017 fällt, 

sind nicht auf die Rechnungslegung nach IFRS zu 

übertragen. 

SAB 118 adressiert die Herausforderung, mit der 

die berichterstattenden Unternehmen aufgrund 

einer zeitnahen Umsetzung aller Änderungen 

konfrontiert wären. Konkret werden alternativ 

drei Vorgehensweisen für die Berichterstattung 

im regulatorischen Umfeld der SEC als zulässig 

angesehen: 
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(1) vollständige Berücksichtigung der Auswirkun-

gen (grundsätzlich für den Zeitpunkt vorgese-

hen, zu dem eine Gesamtbeurteilung der Än-

derungen abgeschlossen ist),

(2) anteilige Umsetzung auf der Grundlage von

provisional amounts mit nachfolgender Revi-

sion, und

(3) (vorläufig) kein Umsetzung, sofern eine ver-

lässliche Schätzung der Auswirkungen nicht

möglich ist.

Für Abschlüsse, die durch das compliance state-

ment nach IAS 1.16 für sich in Anspruch nehmen, 

in Einklang mit den IFRS bzw. den IFRS, wie sie in 

der EU anzuwenden sind, zu stehen, kann auf die 

oben aufgezeigte, von der SEC gewährte Erleich-

terung nicht zurückgegriffen werden. 

3. Auffassung von ESMA

Die European Securities and Markets Authority 

(ESMA) hat die ausnahmslose Verpflichtung zur 

Berücksichtigung der bestehenden Regelungen 

nach IFRS bestätigt und eine Erleichterung ausge-

schlossen (there is no relief; siehe hierzu die von 

ESMA veröffentlichte News: ESMA draws issuers‘ 

attention to IAS requirements following intro-

duction of new tax legislation in the US – veröf-

fentlicht auf www.esma.europa.eu am 26. Ja-

nuar 2018). Allerdings erkennt die ESMA zum 

einen an, dass ein umfangreiches Verständnis der 

Auswirkungen der Reform einige Zeit in Anspruch 

nehmen kann. Zum anderen geht die Behörde da-

von aus, dass die Auswirkungen der wesentlichen 

Aspekte der Reform auf laufende und latente 

Steuern im Abschluss für das Jahr 2017 gleich-

wohl angemessen eingeschätzt werden kann. 

3. Fazit

Die Reform des US-Steuersystems vom Dezember 

2017 kann auf aktuelle IFRS-Abschlüsse bedeu-

tende Auswirkungen haben, so dass eine entspre-

chende Analyse möglicher Auswirkungen im Ein-

zelnen geboten ist. Die sich aus der US-

Steuerreform ergebenden Effekte sind grundsätz-

lich vollumfänglich bereits in Abschlüssen zum 

31. Dezember 2017 bzw. in Abschlüssen mit

Stichtagen in den ersten Monaten des Jahres

2018 zu berücksichtigen – die Vornahme von

Schätzungen und ggf. spätere Anpassungen der

berichteten Informationen aufgrund besserer Er-

kenntnisse sind dabei nicht ausgeschlossen. Un-

ternehmen wird empfohlen, ihre Berichterstat-

tung transparent zu gestalten, da davon

auszugehen ist, dass sich die Europäischen En-

forcer mit der diesbezüglichen Berichterstattung

auseinandersetzen werden.

Zurück zum Inhaltsverzeichnis 
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PRÜFUNG 

Neues zur Going-Concern-Annahme - IDW EPS 270 n.F. veröffentlicht 

WP Yvonne Meyer 

yvonne.meyer@bdo.de 

Der IDW Prüfungsstandard: „Die Beurteilung der 

Fortführung der Unternehmenstätigkeit im Rah-

men der Abschlussprüfung“ (IDW EPS 270 n.F.) 

wurde neugefasst und liegt im Entwurf vor. Der 

neugefasste Prüfungsstandard hat auch Auswir-

kungen auf die Pflichten der gesetzlichen Vertre-

ter der zu prüfenden Unternehmen, die im Wei-

teren dargestellt werden. 

IDW EPS 270 n.F. formuliert erstmals ausdrück-

lich die Anforderung an die gesetzlichen Vertre-

ter, nicht nur bei der Aufstellung eines Lagebe-

richts, sondern davon unabhängig auch bei der 

Aufstellung eines Abschlusses eine Going-Con-

cern-Annahme zu treffen. Der Begriff „Going-

Concern-Annahme“ umschreibt die Einschätzung 

der gesetzlichen Vertreter, dass das Unterneh-

men in der Lage ist, im gewöhnlichen Geschäfts-

verlauf seine Vermögenswerte zu realisieren und 

seine Schulden zu begleichen.  

Um diese Annahme zu treffen, haben die gesetz-

lichen Vertreter zu beurteilen, 

- ob Ereignisse oder Gegebenheiten vorliegen,

die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des

Unternehmens zur Fortführung der Unterneh-

menstätigkeit aufwerfen können, und gegebe-

nenfalls

- wie hoch die Wahrscheinlichkeit ist, dass diese

den Bestand des Unternehmens gefährden

könnten.

Dabei sind auch Pläne und Maßnahmen zu be-

rücksichtigen, mit diesen Risiken umzugehen. 

Eine Bilanzierung unter Anwendung des Rech-

nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Un-

ternehmenstätigkeit ist unangemessen, wenn die 

gesetzlichen Vertreter  

- mit hoher Wahrscheinlichkeit gezwungen sind

(d.h. die gesetzlichen Vertreter haben keine re-

alistische Alternative hierzu) oder

- sich dafür entschieden haben,

das gesamte Unternehmen zu liquidieren oder 

die Geschäftstätigkeit einzustellen. Diese Vo-

raussetzungen sind beispielsweise gegeben, wenn 

das Management feststellt, dass eine Insol-

venzantragspflicht vorliegt, ein Insolvenzantrag 

gestellt wurde oder ein Insolvenzverfahren über 

das Vermögen der Gesellschaft eröffnet wurde. 

Eine Ausnahme bildet der Sachverhalt, falls die 

Going-Concern-Annahme auf der finanziellen Un-

terstützung des Gesellschafters des Unterneh-

mens beruht (z.B. durch entsprechende Ran-

grücktrittserklärungen, Forderungsverzichte mit 

Besserungsschein oder „harte“ Patronatserklä-

rungen). Sofern eine solche Verpflichtung bis 

zum Datum der Erteilung des Bestätigungsver-

merks nicht vorliegt, können die gesetzlichen 

Vertreter nicht von der Fortführung der Unter-

nehmenstätigkeit ausgehen. 

IDW EPS 270 n.F. stellt darüber hinaus erstmals 

klar, dass eine wesentliche Unsicherheit (be-

standsgefährdendes Risiko) in sämtlichen HGB-

Abschlüssen anzugeben ist. Dies gilt unabhängig 

davon, ob ein Lagebericht aufzustellen ist und – 

sofern aufzustellen – unabhängig von der Bericht-

erstattung im Lagebericht. In Fällen, in denen 

kein Anhang aufgestellt wird, können diese Anga-

ben beispielsweise unter der Bilanz erfolgen.  

Im Zuge der Neufassung von IDW PS 270 wurde 

die Berichterstattungspflicht im Bestätigungsver-

merk nach § 322 Abs. 2 Satz 3 HGB in diese Ver-

lautbarung integriert. Auffällig ist dabei, dass in 

einem Bestätigungsvermerk nach den neuen IDW 

Prüfungsstandards, über bestandsgefährdende Ri-

siken künftig in einem gesonderten Abschnitt zu 

berichten ist.  

Aufgrund des bisherigen Zusammenwirkens von 

IDW PS 270 und IDW PS 400 a.F., ist der Anwen-

dungszeitpunkt von IDW EPS 270 n.F. de facto an 

die Anwendung der neuen IDW Prüfungsstandards 

zur Berichterstattung geknüpft. Bei Unternehmen 

von öffentlichem Interesse (PIE) ist daher IDW 

EPS 270 n.F. bereits verpflichtend anzuwenden. 

Für Non-PIEs besteht eine Anwendungspflicht der 

dann endgültigen Fassung für Prüfungen von Ab-

schlüssen für Berichtszeiträume, die am oder 

nach dem 15. Dezember 2017 beginnen, mit der 

Ausnahme von Rumpfgeschäftsjahren, die vor 

dem 31.12.2018 enden.  

Zurück zum Inhaltsverzeichnis 
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IDW veröffentlicht PS 400-er Reihe zum neuen Bestätigungsvermerk 

WP StB Stefanie Skoluda 

stefanie.skoluda@bdo.de 

In den letzten beiden Ausgaben haben wir aus-

führlich über die grundlegenden Änderungen der 

Bestätigungsvermerke berichtet.21 Der Haupt-

fachausschuss des Instituts der Wirtschaftsprüfer 

in Deutschland e.V. (HFA) hat nun die Prüfungs-

standards zum Bestätigungsvermerk verabschie-

det, mit denen die im Rahmen des Auditor Re-

porting Projects vom IAASB verabschiedeten 

neuen bzw. geänderten International Standards 

on Auditing (ISA) sowie die Regelungen der EU-

Abschlussprüferverordnung (Verordnung (EU) Nr. 

537/2014) zum Bestätigungsvermerk bei Unter-

nehmen von öffentlichem Interesse umgesetzt 

werden: 

- IDW PS 400 n.F., Bildung eines Prüfungsurteils

und Erteilung eines Bestätigungsvermerks,

- IDW PS 401, Mitteilung besonders wichtiger Prü-

fungssachverhalte im Bestätigungsvermerk,

- IDW PS 405, Modifizierungen des Prüfungsurteils

im Bestätigungsvermerk und

- IDW PS 406, Hinweise im Bestätigungsvermerk.

Die gesamte sog. IDW PS 400er-Reihe wurde im 

Dezember 2017 veröffentlicht. 

Die neuen Standards sehen eine verpflichtende 

Erstanwendung für Geschäftsjahre vor, die nach 

dem 15. Dezember 2017 beginnen. Ausgenommen 

sind Rumpfgeschäftsjahre im Jahr 2018 mit ei-

nem Abschlussstichtag vor dem 31.12.2018. Da-

mit sind die Standards verpflichtend anzuwenden 

für Abschlüsse ab dem 31.12.2018, also für die 

im Jahr 2019 erteilten Bestätigungsvermerke. 

Eine vorzeitige Anwendung ist zulässig. 

Während des Übergangszeitraums ist für die Ab-

schlussprüfung von Unternehmen, die nicht Un-

ternehmen von öffentlichem Interesse sind, auch 

eine Anwendung des bisherigen IDW PS 400 

(Stand: 28.11.2014) möglich mit entsprechender 

Anpassung um die durch das BilRUG neugefasste 

Regelung in § 322 Abs. 6 Satz 1 HGB. Bei Unter-

nehmen mit kalendergleichem Geschäftsjahr be-

trifft dies die Bestätigungsvermerke zum 31. De-

zember 2017. Aufbau und Struktur dieser 

Bestätigungsvermerke ist dann identisch mit den 

zum 31. Dezember 2016 erteilten Bestätigungs-

vermerken. 

Bei Unternehmen von öffentlichem Interesse 

müssen die Bestätigungsvermerke für Prüfungen 

von Geschäftsjahren, die nach dem 16. Juni 2016 

beginnen, zwingend die Angaben nach Art. 10 

der EU-APrVO beinhalten. Bei diesen Unterneh-

men gilt IDW PS 400 n.F. daher bereits für Be-

richtszeiträume, die nach dem 16.06.2016 begin-

nen. Eine Anwendung des bisherigen IDW PS 400 

ist für ab dem 17.06.2017 beginnende Geschäfts-

jahre nicht mehr möglich. 

Die Erteilung eines Bestätigungsvermerks gemäß 

IDW PS 400 n.F. setzt voraus, dass der Entwurf 

einer Neufassung des IDW Prüfungsstandards: Die 

Beurteilung der Fortführung der Unterneh-

menstätigkeit im Rahmen der Abschlussprüfung 

(IDW EPS 270 n.F.) und der Entwurf einer deut-

schen Fassung des International Standard on Au-

diting 720 (Revised): Verantwortlichkeiten des 

Abschlussprüfers im Zusammenhang mit sonsti-

gen Informationen (ISA 720 (Revised) E-DE) be-

reits für die zugrunde liegende Prüfung vorzeitig 

angewendet werden. 

Zurück zum Inhaltsverzeichnis 

21 https://www.bdo.de/de-de/einblicke/newsletter/rech-
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IDW PS 981 zur Prüfung von Risikomanagementsystemen verabschiedet 

StB Georg Fabian Greifelt 
georg.greifelt@bdo.de 

CCSA CIA Christoph Wunsch 

christoph.wunsch@bdo.de 

Der Hauptfachausschuss des Instituts der Wirt-

schaftsprüfer in Deutschland e.V. (HFA) hat im 

März 2017 den IDW Prüfungsstandard „Grunds-

ätze ordnungsmäßiger Prüfung von Risiko-Mana-

gementsystemen“ (IDW PS 981) verabschiedet. 

Der verabschiedete Prüfungsstandard ermöglicht 

nun anhand eines generischen Ansatzes die Prü-

fung von Risiko-Managementsystemen (RMS) und 

berücksichtigt dabei die in § 107 Abs. 3 AktG ge-

nannten Überwachungsgebiete des Prüfungsaus-

schusses bzw. des Aufsichtsrates. 

Der IDW PS 981 berücksichtigt die Elemente des 

unternehmensweiten Risikomanagements, wel-

ches die strategischen Risiken und die operativen 

Risiken aus der Geschäftstätigkeit umfasst.  

Der IDW PS 981 ist hinsichtlich des Prüfungsge-

genstands, -ziels und -umfangs modular aufge-

baut. Gemäß der Ausführung im Prüfungsstan-

dard ist es möglich, im Rahmen einer 

Angemessenheitsprüfung zu prüfen, ob die zu ei-

nem bestimmten Zeitpunkt implementierten Re-

gelungen des RMS in der RMS-Beschreibung des 

Unternehmens im Einklang mit den angewandten 

RMS-Grundsätzen in allen wesentlichen Belangen 

angemessen dargestellt sind sowie die dargestell-

ten Regelungen in Übereinstimmung mit den an-

gewandten RMS-Grundsätzen in allen wesentli-

chen Belangen geeignet waren, mit hinreichen-

der Sicherheit die wesentlichen Risiken, die dem 

Erreichen der festgelegten Ziele des RMS entge-

genstehen, rechtzeitig zu erkennen, zu bewer-

ten, zu steuern und zu überwachen, und zu ei-

nem bestimmten Zeitpunkt implementiert 

waren. 

Darauf aufbauend kann — so der IDW PS 981 — im 

Rahmen einer Wirksamkeitsprüfung mit hinrei-

chender Sicherheit eine Aussage darüber getrof-

fen werden, ob die im geprüften Zeitraum imple-

mentierten Regelungen des RMS in der RMS-

Beschreibung in Übereinstimmung mit den ange-

wandten RMS-Grundsätzen in allen wesentlichen 

Belangen angemessen dargestellt sind sowie die 

dargestellten Regelungen in Übereinstimmung 

mit den angewandten RMS-Grundsätzen in allen 

wesentlichen Belangen während des geprüften 

Zeitraums geeignet waren, mit hinreichender Si-

cherheit die wesentlichen Risiken, die dem Errei-

chen der festgelegten Ziele des RMS entgegen-

stehen, rechtzeitig zu erkennen, zu bewerten, zu 

steuern und zu überwachen, und während des 

geprüften Zeitraums wirksam waren. 

Mit dem IDW PS 981 liegt nun eine Vergleichbar-

keit zu den weiteren Prüfungen der Corporate 

Governance Systeme aus dem IDW Prüfungsstan-

dard PS 980 (Prüfung von Compliance Manage-

ment Systemen), dem IDW PS 982 (Prüfung von 

Internen Kontrollsystemen) und dem IDW PS 983 

(Prüfung von internen Revisionssystemen) und 

vor. 

Zurück zum Inhaltsverzeichnis 
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